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Editorial

Sehr geehrte Leserin,
sehr geehrter Leser,

richtig fleiBig sind einmal wieder
Gesetzgeber und Rechtsprechung
gewesen. Gleich drei gesetzliche
Neuerungen haben wir in dieser
Ausgabe zu verklnden. Im Unter-
nehmensrecht wird sich fur alle
Beteiligten viel &ndern, weil das
aus dem Jahre 1892 stammende
GmbH-Gesetz komplett neu ges-
taltet wurde. Es fallt schon auf, das
Tempo in dem der Gesetzgeber die
Uraltgesetze auf  Vordermann
bringt. 2002 gab es ein neues
BGB, 2007 ein neues WEG und
ein neues VVG und 2008 wird es
ein neues GmbHG geben. Dabei
reichen die Anderungen Uber die
reine Gesellschaftsform weit hin-
aus.

Ein flottes Tempo wird auch beim
Energiesparen hingelegt. Eine neue

Allgemeines

SCHULTZE"32

Heizkostenverordnung soll bei der
Abrechnung fir Sparsamkeit sor-
gen und die nicht einmal ein Jahr
alte EnEV wurde ebenfalls fleilig
Uberarbeitet. Verordnung mit Be-
grindung umfassen denn auch
Uber 130 Seiten.

Die néchsten Neuerungen befinden
sich auch schon in der Vorberei-
tung. So liegt bereits der Gesetzes-
entwurf zur Offnung des Messwe-
sens bei Strom und Gas vor. Der
Einbau, Betrieb und Wartung von
Messeinrichtungen fur die Beliefe-
rung von Gas und Strom sind zwar
schon fiir den freien Markt gedff-
net; Das Gesetz sieht jedoch auch
eine Offnung fir Ab- bzw. Ausle-
sung der Daten vor, da dies flr
eine grundlegende Markterneue-
rung noch einen Hemmschuh dar-

stellt. Ziel des Gesetzgebers ist
nicht nur, das Preisniveau durch
Wetthewerb zu senken, sondern
auch die Investitionsfreude zu
steigern. So hofft man, dass die
angeschlossenen Haushalte in 5
Jahren (ber intelligente Strom-
zahler verfligen, die dem Ab-
nehmer  Auskunft Uber Aus-
lastungsspitzen der Stromerzeuger
und die Mdglichkeit der Nutzung
lastvariabler Tarife eroffnet, so
dass der Abnehmer Geld spart und
die Anbieter eine gleichmaRigere
Auslastung erzielen kénnen.

Auch (ber diese Entwicklungen

halten wir Sie gerne auf dem Lau-
fenden.

Es gruft herzlich
lhr Anwalt

Heinz G. Schultze

Zahlungsverzug: Hoéhe der Verzugszinsen

Aktuelle Basis- bzw. Verzugszinssatze ab 2002:

Zeitraum

%
1.1. bis 30.6.2002 2,57
1.7. bis 31.12.2002 2,47
1.1. bis 30.6.2003 1,97
1.7. bis 31.12.2003 1,22
1.1. bis 30.6.2004 1,14
1.7. bis 31.12.2004 1,13
1.1. bis 30.6.2005 121
1.7. bis 31.12.2005 1,17
1.1. bis 30.6.2006 1,37
1.7. bis 31.12.2006 1,95

1.1. bis 30.6.2007 2,7

1.7. bis 31.12.2007 3,19
1.1. bis 30.6.2008 3,32
1.7. bis 31.12.2008 3,19

Basiszinssatz

Verzugszinssatz Verzugszinssatz fir Rechtsge-

% schafte ohne Verbraucherbeteili-
gung %

7,57 10,57

747 10,47

6,97 9,97

6,22 9,22

6,14 9,14 Neuer Basis-

6,13 9,13 _zinssatz ab

6,21 9,21 1.7.08 !

6,17 9

6,37 9,37

6,95 9,95

7,7 10,7
11,19
11,32

8,19 11,19
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Der Gléaubiger kann nach dem
Eintritt der Falligkeit seines
Anspruchs den Schuldner durch
eine Mahnung in Verzug setzen
(8 286 Abs. 1 S. 1 BGB). Der
Mahnung gleichgestellt sind die
Klageerhebung  sowie  der
Mahnbescheid (§ 286 Abs. 1 S.
2 BGB).

Einer Mahnung bedarf es nicht,
wenn fiir die Leistung eine Zeit
nach dem Kalender bestimmt
ist, die Leistung an ein voraus-
gehendes Ereignis anknUpft,
der Schuldner die Leistung ver-
weigert, besondere Griinde den
sofortigen Eintritt des Verzugs
rechtfertigen (8 286 Abs. 2
BGB).

Bei Entgeltforderungen tritt
Verzug spatestens 30 Tage

SCHULTZE™Ss

nach Falligkeit und Zugang
einer Rechnung ein; dies gilt
gegeniliber einem Schuldner,
der Verbraucher ist, allerdings
nur, wenn hierauf in der Rech-
nung besonders hingewiesen
wurde (8 286 Abs. 3 S. 1
BGB).

Im Streitfall muss allerdings
der Glaubiger den Zugang der
Rechnung (nétigenfalls auch
den darauf enthaltenen
Verbraucherhinweis) bzw. den
Zugang der Mahnung bewei-
sen.

Wahrend des Verzugs ist eine
Geldschuld zu verzinsen (§ 288
Abs. 1 S. 1 BGB). Der Ver-
zugszinssatz betragt fur das
Jahr funf Prozentpunkte bzw.
fir Rechtsgeschafte, an denen

Verbraucher nicht beteiligt
sind, acht Prozentpunkte (nur
bei Entgelten) Uber dem Basis-
zinssatz (8 288 Abs. 1 S. 2 bzw.
Abs. 2 BGB).

Der Basiszinssatz verdndert
sich zum 1. Januar und 1. Juli
eines jeden Jahres um die Pro-
zentpunkte, um welche die
BezugsgroRe seit der letzten
Verédnderung des Basiszins-
satzes gestiegen oder gefallen
ist. BezugsgroRe ist der Zins-
satz fur die jungste Hauptre-
finanzierungsoperation der
Europdischen Zentralbank vor
dem ersten Kalendertag des
betreffenden Halbjahres (§ 247
Abs. 1S.2,3BGB).

Erstattungsfahigkeit von Reisekosten des Anwalts

Eine interessante Entscheidung
hat der BGH wunter dem
16.4.2008 zur Erstattungsfahig-
keit der Reisekosten des An-
walts getroffen. Diese sind
immer wieder im Rahmen der
Kostenfestsetzung in  Streit,
weil die unterlegene Seite ein-
wendet, dass die Reisekosten
nicht erstattungsfahig seien,
weil sie nicht einer zweckent-
sprechenden Rechtsverfolgung
entsprachen. Der obsiegenden
Partei wéare es zumutbar gewe-
sen, einen Anwalt am Ort des
zustandigen Gerichts zu beauf-
tragen. In der Folge werden
dann fiktive Beratungskosten
tber die Wahl des zustandigen
Gerichts (fur die Beauftragung

Immobilienrecht

eines ortsanséssigen Anwalts)
und fiktive Reisekosten fir
Reisen zwischen dem fiktiven
Anwalt und dem Mandanten fir
Informationsgespréche geltend
gemacht. Der BGH entschied
nun, dass die Reisekosten des
Anwalts dann erstattungsfahig
sind, wenn die Partei einen
Anwalt ihres Vertrauens am Ort
ihres Wohn- oder Geschaftssit-
zes beauftragt. Der Mandant
habe ein schutzwirdiges Inte-
resse sich auch an auswartigen
Zivilgerichten vom  Anwalt
seines Vertrauens vertreten zu
lassen. Er habe einen Bedarf an
personlichen Kontakt zum An-
walt, zumal einem Zivilprozess
regelmalig eine vorgerichtliche

Auseinandersetzung unter Be-
teiligung der Anwadlte voraus-
ginge. Eine Ausnahme von
diesem Grundsatz kénne es nur
geben, wenn ein eingehendes
Mandantengesprach zur Pro-
zessfuhrung nicht notwendig
sei, etwa weil die Partei als
gewerbliches Unternehmen
Uber eine eigene Rechtsabtei-
lung verfiige oder die Titulie-
rung im Vordergrund steht,
weil die Gegenseite schon mit-
geteilt habe, dass sie keine
Einwendungen gegen die For-
derung habe und nur aus finan-
ziellen Grunden diese nicht
bediene. (XI1 ZB 214/07)

Europdischer Gerichtshof stellt deutsche Rechtsprechung zum Verzug in Frage

Der EUGH hat mir Urteil vom
3.4.08 die deutsche Rechtspre-

chung zum Verzug in Frage
gestellt. Sollte das Urteil die

Rechtsprechung deutscher Ge-
richte  beeinflussen, wovon
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http://www.bundesgerichtshof.de/
Schirm2
Kommentar zu Text
(2) Der Mahnung bedarf es nicht, wenn
1. für die Leistung eine Zeit nach dem Kalender bestimmt ist,
2. der Leistung ein Ereignis vorauszugehen hat und eine angemessene Zeit für
die Leistung in der Weise bestimmt ist, dass sie sich von dem Ereignis an
nach dem Kalender berechnen lässt,
3. der Schuldner die Leistung ernsthaft und endgültig verweigert,
4. aus besonderen Gründen unter Abwägung der beiderseitigen Interessen der
sofortige Eintritt des Verzugs gerechtfertigt ist.



Schirm2
Kommentar zu Text
BGB § 286 Verzug des Schuldners 
(1) Leistet der Schuldner auf eine Mahnung des Gläubigers nicht, die nach dem
Eintritt der Fälligkeit erfolgt, so kommt er durch die Mahnung in Verzug. Der Mahnung
stehen die Erhebung der Klage auf die Leistung sowie die Zustellung eines
Mahnbescheids im Mahnverfahren gleich.


Schirm2
Kommentar zu Text
(1) Eine Geldschuld ist während des Verzugs zu verzinsen. Der Verzugszinssatz beträgt
für das Jahr fünf Prozentpunkte über dem Basiszinssatz.
(2) Bei Rechtsgeschäften, an denen ein Verbraucher nicht beteiligt ist, beträgt der
Zinssatz für Entgeltforderungen acht Prozentpunkte über dem Basiszinssatz.



auszugehen ist, kann dies im
Einzelfall weitreichende Kon-
sequenzen haben.

Im Rahmen eines Rechtsstreits
zwischen der deutschen Tele-
kom und einem ihrer Vertrags-
partner wurde die Rechtsfrage
streitig, ob Verzug eingetreten
war oder nicht. Die deutschen
gesetzlichen Regelungen zum
Verzug in 88 286 ff BGB dien-
ten der Umsetzung der Richtli-
nie zur Bekdmpfung von Zah-
lungsverzug im Geschéaftsver-
kehr (RL 2000/35/EG). Der
EUuGH ist somit zur Auslegung
der Richtlinie und Prufung der
korrekten Umsetzung befugt.
Nach der deutschen Rechtspre-
chung befindet sich der
Schuldner dann nicht in Ver-
zug, wenn er zum Falligkeits-
zeitpunkt das seinerseits Erfor-
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derliche veranlasst hat, um fir
eine Bezahlung Sorge zu tra-
gen. Er geniigt mithin seinen
Pflichten, wenn er am 3. Werk-
tag des Monats als Félligkeits-
tag den ausgefullten und unter-
schriebenen  Uberweisungstra-
ger bei der Bank einwirft. Da-
mit will die Rechtsprechung
den Schuldner vor den Unbil-
den eines langsamen Zahlungs-
verkehrs schiitzen und legt die
Nachteile der Verzdgerung
letztlich dem Glaubiger auf.

Diese Auslegung erachtet der
EuGH als nicht richtlinienkon-
form. Nach der Richtlinie be-
dirfe die Vermeidung von Ver-
zug der rechtzeitigen Gutschrift
des Geldes. Der Schutz fiir den
Schuldner sei nach der Richtli-
nie ausdriicklich gewahrt, denn
diese regelt, dass der Schuldner

flir Verspéatungen des Transak-
tionsverkehrs nicht einzustehen
habe.

Gerade im Mietrecht kniipft an
den Verzugseintritt nicht nur
eine  Verzinsungspflicht an,
sondern mitunter weitreichende
Rechtsfolgen, wie z.B. eine
Kindigung des Mietverhaltnis-
ses. Mdglicherweise ist dieses
Urteil wegweisend flr einen
Paradigmenwechsel auch bei
deutschen Gerichten. Ein Mie-
ter wird dann vielleicht das
Nachsehen haben, wenn sich
herausstellt, dass er seit Mona-
ten unpinktlich gezahlt hat,
weil das Geld erst am 4. oder 5.
Werktag beim Vermieter eintraf
und der Vermieter hierauf seine
Kundigung stiitzt.

(EuGH C 306/06)

Zur Warmedammung an einer gemeinsamen Giebelwand

Mit Rechtsfragen zur gemein-
samen Giebelwand setzte sich
der funfte Zivilsenat beim BGH
im Urteil vom 11.4.08 ausein-
ander. Die Streitparteien sind
Eigentlimer von zwei Wohn-
h&usern, die aneinander gebaut
sind. Dabei steht die Giebel-
wand genau auf der Grund-
stiicksgrenze. Das eine Haus ist
circa 1,4 Meter hoher als das
andere. Der ,,h6here” Nachbar
wollte eine Warmedammfassa-
de an diesem (bersteigenden
Teil anbringen lassen. Sein
Nachbar verwehrte sich hierge-
gen mit der Begriindung, dass
die Wéarmedammung ihn ggf.
bei der Erhéhung seines Hauses
durch Aufstocken behindern
wirde. Er verweigerte daher die
Zustimmung zum  Betreten
seines Daches, um ein Gerist
an der Giebelwand fur die ge-
planten Baumafnahmen anzu-
bringen.

Der BGH stellte fest, dass es
sich bei der Giebelmauer um
eine sogenannte Nachbarwand
oder halbscheidige Giebelmau-
er handele und damit um eine
gemeinschaftliche  Grenzein-
richtung im Sinne von § 921
BGB. Danach koénne jeder
Nachbar vom anderen diejeni-
gen Malinahmen verlangen, die
dem beiderseitigen Interesse
nach billigem Ermessen ent-
spréache. Denn bei der Anbrin-
gung der Warmeddmmung
handele es sich insoweit um
eine Verwaltungsmalinahme, da
8 922 Satz 4 BGB auf das biir-
gerliche Gemeinschaftsrecht (8§
745 BGB) verweise. Insoweit
sei dieser Fall rechtlich zu tren-
nen von der einseitigen Grenz-
wand, die nicht auf, sondern
unmittelbar an der Grenze ge-
baut wurde. Sie gehort alleine
dem Eigentimer des Grund-
stiicks, auf dem sie steht. Er
allein sei zur Benutzung der
Wand berechtigt; dem Nach-

barn stiinde kein Mitbenut-
zungsrecht zu.

Der Senat bejahte ein entspre-
chendes Interesse und verwies
dabei auf die Entscheidung in
BGHZ 78, 397, wonach bei
einer halbscheidigen Giebel-
mauer der Nachbar bei einem
Abriss seines Hauses die Kos-
ten fur die AuRenisolierung des
Nachbarhauses tragen miusse,
wenn der Abriss des Hauses die
Bestands- und Funktionsfahig-
keit der gemeinsamen Giebel-
mauer derart beeintrachtige,
dass sie nicht mehr als Hausab-
schlusswand nutzbar sei. Vor-
liegend entsprache die Wéarme-
dammung der Herstellung ei-
nes Zustandes, der heutzutage
als allgemein notwendig zur
Einsparung von Heizenergie
beurteilt wiirde und somit dem
erforderlichen Interesse ent-
sprache. SchlieBlich stellt der
Senat fest, dass im Unterschied
zur vorerwahnten Entscheidung
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Kommentar zu Text

BGB § 921 Gemeinschaftliche Benutzung von Grenzanlagen
Werden zwei Grundstücke durch einen Zwischenraum, Rain, Winkel, einen Graben, eine
Mauer, Hecke, Planke oder eine andere Einrichtung, die zum Vorteil beider Grundstücke
dient, voneinander geschieden, so wird vermutet, dass die Eigentümer der Grundstücke
zur Benutzung der Einrichtung gemeinschaftlich berechtigt seien, sofern nicht äußere
Merkmale darauf hinweisen, dass die Einrichtung einem der Nachbarn allein gehört

Schirm2
Kommentar zu Text
BGB § 922 Art der Benutzung und Unterhaltung
Im Übrigen bestimmt sich das Rechtsverhältnis zwischen den Nachbarn nach den
Vorschriften über die Gemeinschaft.


Schirm2
Kommentar zu Text
BGB § 745 Verwaltung und Benutzung durch Beschluss
(1) Durch Stimmenmehrheit kann eine der Beschaffenheit des gemeinschaftlichen
Gegenstands entsprechende ordnungsmäßige Verwaltung und Benutzung beschlossen werden.
Die Stimmenmehrheit ist nach der Größe der Anteile zu berechnen.
(2) Jeder Teilhaber kann, sofern nicht die Verwaltung und Benutzung durch
Vereinbarung oder durch Mehrheitsbeschluss geregelt ist, eine dem Interesse aller
Teilhaber nach billigem Ermessen entsprechende Verwaltung und Benutzung verlangen.
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der ,hohere* Nachbar die Kos- selbst tragen misse, weil er aus der Dammung ziehe als
ten fir die Warmeddmmung einen weitaus hoheren Nutzen sein Nachbar. (V_ZR 158/07).

Ubergangsfrist Verbrauchsausweis lauft zum 30.9.08 aus

Zur Erinnerung an den Verwalterstammtisch im Sommer 2007: Die Ubergangsfrist fiir den
Verbrauchsausweis lauft am 30.9.08 aus. Danach sind die Eigentlimer bestimmter Geb&ude nicht mehr
in der Wahl frei, ob sie einen Verbrauchs- oder Bedarfsausweis erstellen lassen. Einen Uberblick gibt
nachfolgende Tabelle:

Tabelle 1: Beginn der Ausweispflicht fiir Wohngebaude

Betroffene Gebdude* Umsetzungsfrist’
Neubauten mit Bauantrag/ -anzeige ab 1.2.2002 sofort
Wohngebdude mit Baufertigstellung bis 31.12.1965 bis 30.6.2008
Wohngebdude mit Baufertigstellung ab 1.1.1966 bis 31.12.2008
Nichtwohngebdude bis 30.6.2009
Offentliches Gebaude + mehr als 1000 gm + starker Publi- | bis 30.6.2009
kumsverkehr?

*Baudenkméler sind nach § 16 EnEV ausgenommen

Tabelle 2: Energieausweisart nach Gebdudeart

Betroffene Geb&aude Bedarfs- | Verbrauchs- | Wahl- | Norm
ausweis | ausweis recht
Wohngebaude mit Bauantrag zwischen |Ja Ja Ja 8 17 Il EnEV
1.11.1977 und 31.1.2002
Wohngebdude mit 5 Wohnungen oder | Ja Ja Ja 817 Il EnEV
mehr mit Bauantrag bis 31.1.2002
Gebaudeerweiterungen (nur fur die Er-|Ja Nein* Nein* |88 16 I, 17 1l EnEV, 13
weiterung)®  mit  Bauantrag/-anzeige 11, 19 EnEV 2004
nach dem 1.2.2002
Anderungen AuRenhiille im Sinne von § | Ja Nein* Nein* (88§ 16 I, 17 Il EnEV, 13
9 i.V.m. Anlage 3 mit Beginn der Bau- 11, 19 EnEV 2004
ausfiihrung nach dem 1.2.2002*
Neubauten mit Bauantrag/-anzeige nach | Ja Nein* Nein* [8816 1, 17 Il EnEV, 13 1,
dem 1.2.2002 19 EnEV 2004
Wohngebdude mit Bauantrag vor |Ja Nein* Nein* |§17 Il EnEV
1.11.77 + Warmeschutz-VO 1977 nicht
erfallt + weniger als 5 Wohnungen
Offentliche Geb&ude mit mehr als 1000 | Ja Nein* Nein* |8§17 Il EnEV
gm Nutzflache und starken Publikums-
verkehr

* 88 16 Abs. 2, 29 Abs. 3 EnEV: Befristete Ausnahmeregelung bis 30.9.08. Alle bis dato erstellten Energieausweise diirfen bis zum
Ende der Giiltigkeitsdauer (10 Jahre) weiter verwendet werden®.

! Umsetzungsfristen wurden auf Bewirken des Bundesrates um 6 Monate verlangert — Seite 10 der Verordnungsdrucksache vom 8.6.07 —
282/07

2 Keine Museen, Turn- und Sporthallen, Seite 123 der Verordnungsdrucksache vom 27.4.07 - 282/07

% Seite 119 der Verordnungsdrucksache vom 27.4.07 - 282/07

* Wahlausnahme nach § 9 Abs. 3 EnEV, wenn die AuRenbauteile die in Anlage 3 festgelegten Warmedurchgangskoeffizienten erfiillen, Seite
119 der Verordnungsdrucksache vom 27.4.07 - 282/07

® Seite 124 der Verordnungsdrucksache vom 27.4.07 - 282/07 sowie Seite 4 der Verordnungsdrucksache vom 8.6.07 — 282/07
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BK-Abrechnung nach dem Abflussprinzip und nicht erfasste Stromkosten

Eine wichtige Entscheidung traf
der BGH zu zwei klarungsbe-
durftigen Punkten des Betriebs-
kostenrechts. So wurde bei den
Instanzgerichten nicht einheit-
lich die Frage beurteilt, ob nach
dem Leistungsprinzip abge-
grenzt werden misse oder ob
nach dem Abflussprinzip abge-
rechnet werden durfe. Insbe-
sondere bei  Wohneigentum
flhrt dies immer wieder zu
Problemen, weil im WEG -
von wenigen anerkannten Aus-
nahmen abgesehen — das Ab-
flussprinzip gilt, wahrend im
Mietrecht aus Grlinden der
Gerechtigkeit i.d.R. abgegrenzt
wird. Der BGH hat nun mit
Urteil vom 20.2.08 entschieden,
dass der Vermieter grundsétz-
lich nach dem Abflussprinzip
abrechnen dirfe. Den Vor-
schriften der 88§ 556 ff. BGB
und den Gesetzesmaterialien sei
nicht zu entnehmen, dass der
Vermieter auf eine bestimmte
zeitliche Zuordnung der Be-
triebskosten festgelegt sei. Et-
was anderes konne vertraglich
vereinbart sein. Nach § 556a
Abs. 1 Satz 2 seien die Be-
triebskosten, die von einem
erfassten Verbrauch oder einer
erfassten Verursachung durch
den Mieter abhingen nach ei-
nem Malistab umzulegen, der
den unterschiedlichen
Verbrauch oder der unter-

schiedlichen Verursachung
Rechnung trage. Diese Vor-
schrift treffe keine Bestimmung
Uber die Zuordnung von Be-
triebskosten  zu einem be-
stimmten Abrechnungszeit-
raum. Das gleiche gelte fur die
Regelungen in 8 556 Abs. 3,
die den Abrechnungszeitraum
von 12 Monaten festlege. Auch
das Abflussprinzip ermdgliche
grundsatzlich eine sachgerechte
Umlage der Betriebskosten,
indem es auf die Kosten ab-
stellt, mit denen der Vermieter
im Abrechnungszeitraum tat-
séchlich belastet wirde.

Offen gelassen hat der BGH, ob
in besonders gelagerten Fallen
eines Mieterwechsels der Ver-
mieter wegen des Grundsatzes
von Treu und Glauben nach §
242 BGB eine Ausnahme ge-
macht werden msse.

Die Entscheidung wartet aber
mit noch weiteren interessanten
Informationen auf. So waren
die Hausmeisterkosten in Streit,
weil die nichtumlagefahigen
Kostenbestandteile vom Ver-
mieter nicht hinreichend darge-
stellt seien. Der BGH stellte
fest, dass der Vermieter die
Kosten der umlagenféhigen
Hausmeistertatigkeit einerseits
und nicht umlagefahigen Ver-
waltungs-, Instandhaltungs- und
Instandsetzungskosten anderer-
seits nachvollziehbar aufschliis-
seln misse, so dass die nicht
umlageféhige Kosten herausge-
rechnet werden konnten. Die
Darlegungs- und Beweislast fiir
diese Kosten trafe den Vermie-
ter. Bei der Abgrenzung sei der
tatsachliche Zeitaufwand des
Hausmeisters das entscheiden-
de Abgrenzungskriterium. Die

Leistungsbeschreibung im Ver-
trag des Vermieters mit dem
Hauswart sei demgegeniber
lediglich ein Indiz fir den Um-
fang der nicht umlageféhigen
Kosten. Im zugrundeliegenden
Streit hatte die Vermieterin
lediglich pauschal 10% fur die
nicht umlagefahigen Kosten in
Abzug gebracht. Gegenlber
diesem pauschalen Vorbringen,
so der VIII. Senat weiter, genu-
ge ein einfaches Bestreiten der
verklagten ~ Mieterin.  Dabei
komme es nicht darauf an, dass
die Mieterin zuvor von lhrem
Recht zur Einsicht in die Ver-
waltungsunterlagen keinen
Gebraucht gemacht habe.

SchlieBlich macht der BGH
aufschlussreiche Angaben zu
den Heizstromkosten, die im
zugrunde liegenden Fall — wie
gewdéhnlich — nicht mittels Z&h-
ler erfasst wurden. Die Vermie-
terin hatte pauschal 5% der
gesamten Stromkosten fiir den
Strom der Heizungsanlage in
Abzug gebracht. Dies wurde
von der Verklagten als zu we-
nig moniert. Der BGH fiihrte
hierzu aus, dass es im Ansatz
richtig und damit unzul&ssig
sei, die den Heizkosten zuzu-
ordnenden Stromkosten fir die
Heizungsanlage als Teil des
Allgemeinstrom  abzurechnen.
Demgemass habe der Vermieter
diese Kosten gesondert zu er-
mitteln. Sofern es jedoch kei-
nen Zwischenzahler hierfir
gebe, sei eine Schatzung des
Vermieters  zuléssig. Die
Grundlagen der  Schéatzung
muisse der Vermieter darlegen
und erlautern. (Urteil vom
20.2.08 VIII ZR 27/07)
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BGB § 556 Vereinbarungen über Betriebskosten
(3) Über die Vorauszahlungen für Betriebskosten ist jährlich abzurechnen; dabei ist
der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit zu beachten. Die Abrechnung ist dem Mieter
spätestens bis zum Ablauf des zwölften Monats nach Ende des Abrechnungszeitraums
mitzuteilen. Nach Ablauf dieser Frist ist die Geltendmachung einer Nachforderung
durch den Vermieter ausgeschlossen, es sei denn, der Vermieter hat die verspätete
Geltendmachung nicht zu vertreten. Der Vermieter ist zu Teilabrechnungen nicht
verpflichtet. Einwendungen gegen die Abrechnung hat der Mieter dem Vermieter
spätestens bis zum Ablauf des zwölften Monats nach Zugang der Abrechnung mitzuteilen.
Nach Ablauf dieser Frist kann der Mieter Einwendungen nicht mehr geltend machen, es
sei denn, der Mieter hat die verspätete Geltendmachung nicht zu vertreten.
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BGB § 556a Abrechnungsmaßstab für Betriebskosten
(1) Haben die Vertragsparteien nichts anderes vereinbart, sind die Betriebskosten
vorbehaltlich anderweitiger Vorschriften nach dem Anteil der Wohnfläche umzulegen.
Betriebskosten, die von einem erfassten Verbrauch oder einer erfassten Verursachung
durch die Mieter abhängen, sind nach einem Maßstab umzulegen, der dem
unterschiedlichen Verbrauch oder der unterschiedlichen Verursachung Rechnung trägt.
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Keine Verfristung nach 8 556 Abs. 3 BGB bei zeitlich abweichender Heizkostenabrechnung

Eine weitere Kl&rung umstritte-
ner Rechtsfragen im Zusammen-
hang mit der Betriebskostenab-
rechnung schafft das Urteil des
BGH vom 30.4.08 (VI ZR
240/07). Dabei wird um die Fra-
ge gestritten, ob die 12-Monatige
Abrechnungsfrist  Uberschritten
ist, wenn die Heizkosten uber
einen anderen Zeitraum abge-
rechnet werden als die Ubrigen
Betriebskosten und hierdurch —
beschrénkt auf die Heizkosten —
die Abrechnung alter als 12 Mo-
nate ist.

Der Vermieter machte aus einem
beendeten Mietverhaltnis Be-
triebskostennachzahlungen  fir
die Kalenderjahre 2003 und
2004 geltend. Im Mietvertrag
war eine einheitliche Betriebs-
kostenvorauszahlung fir die
Kosten fiir Warmwasser und
Waérme sowie fir die dbrigen
Betriebskosten vereinbart. Die
Abrechnung fiir das Kalender-
jahr 2003 enthielt eine Abrech-
nung fur Warmwasser und
Wérme fir den  Zeitraum
1.8.2002 bis 31.7.2003. Die
Hausverwaltung Ubersandte
diese Abrechnung am 22.9.2004.
Die Mieter meinten, die Abrech-
nung sei in Bezug auf die Heiz-
kosten verfristet, weil das Wirt-
schaftsjahr insoweit am 31.7.03
endete und die Abrechnung nicht
erst am 22.9.04, sondern spates-
tens am 31.7.04 hétte erfolgen
mussen. Der Vermieter berief
sich auf die Einheitlichkeit der
Abrechnung und das Kalender-
jahr (2003) als Wirtschaftsjahr.

Der gleiche Streit herrschte flr
die  Betriebskostenabrechnung
2004. Sie beinhaltete die Heiz-
kostenabrechnung flr die Zeit

1.8.2003 bis 31.7.2004. Diese
Abrechnung erreichte die Mieter
am 21.11.2005.

Der BGH filihrte aus, dass die
Betriebskostenabrechnungen

nicht nach § 556 Abs. 3 BGB
verfristet seien. Da im Mietver-
trag kein fester Abrechnungs-
zeitraum vereinbart gewesen sei,
habe die Bestimmung dem Ver-
mieter oblegen, ob er hierfir das
Kalenderjahr oder - entspre-
chend der Vorlage durch das
Ableseunternehmen — das Wirt-
schaftsjahr  ansetzen  konne.
Nach § 556 Abs. 3 BGB sei tiber
die Vorauszahlungen fir Be-
triebskosten jahrlich abzurech-
nen. Diese Bestimmung regele
nur, dass der Abrechnungszeit-
raum ein Jahr nicht Uberschreite
dirfen, schreibe aber nicht vor,
welcher jahrliche Zeitraum der
Abrechnung zugrunde gelegt
werden koénne. Ein Abrech-
nungszeitraum 1.8. bis 31.7. sei
daher unschédlich. Ebenfalls
unschéadlich seien die sich hier-
aus ergebenden zeitlichen Di-
vergenzen. Gewisse zeitliche
Abweichungen des nach § 556
Abs. 3 BGB maligeblichen miet-
vertraglichen  Abrechnungszeit-
raum von dem jahrlichen Ab-
rechnungsturnus fur verbrauchs-
abhangige Betriebskosten, die
der Vermieter in seiner Abrech-
nung zu bericksichtigen habe,
seien zuldssig. Sie lieBen sich
auch kaum vermeiden, da der
Vermieter auf die Abrechnungs-
perioden von den Versorgungs-
und Verbrauchserfassungsunter-
nehmen i.d.R. keinen Einfluss
habe. Er sei auch nicht verpflich-
tet, die mietvertraglichen Ab-
rechnungszeitraume dem Ab-
rechnungsturnus der Versor-

gungsunternehmen anzupassen.
Dem stiinde schon entgegen,
dass die Abrechnungsperioden
von Versorgungstragern und
Verbrauchserfassungsunterneh-
men — je nach Betriebskostenart
(Wasser, Strom, Heizung ) -
untereinander h&ufig nicht voll-
kommen deckungsgleich seien.
Fir eine in die Betriebskostenab-
rechnung einbezogene Heizkos-
tenabrechnung gelte insoweit
nichts anderes.

Die Betriebskostenabrechnungen
seien daher — auch hinsichtlich
der darin enthaltenen Abrech-
nung der Kosten fir Heizung
und Warmwasser — innerhalb
eines Jahres nach dem Ende des
maRgeblichen Abrechnungszeit-
raumes und damit rechtzeitig
mitgeteilt, § 556 Abs. 3 BGB.

Der maRgebliche Abrechnungs-
zeitraum flr die jahrliche Ge-
samtabrechnung der Vorauszah-
lungen auf die Betriebskosten,
mit dessen Ende der Lauf der
Frist des § 556 Abs. 3 BGB be-
ginnt, wére ndmlich das Kalen-
derjahr. Dies gelte auch fir die
darin enthaltenen Abrechnungen
liber die Heizkosten der Heizpe-
rioden 2002/2003 und
2003/2004. Zwar gelte auch fir
eine Heizkostenabrechnung die
Ausschlussfrist des § 556 Abs. 3
Satz 3 BGB. Fiir die in der Ge-
samtabrechnung enthaltene
Heizkostenabrechnung laufe
jedoch keine andre Frist, als fir
die Abrechnung der (brigen
Betriebskosten, so dass auch die
Frist fur die Abrechnung der
Heizkosten erst mit dem Ablauf
des Kalenderjahres beginne.
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BGB § 556 Vereinbarungen über Betriebskosten
(3) Über die Vorauszahlungen für Betriebskosten ist jährlich abzurechnen; dabei ist
der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit zu beachten. Die Abrechnung ist dem Mieter
spätestens bis zum Ablauf des zwölften Monats nach Ende des Abrechnungszeitraums
mitzuteilen. Nach Ablauf dieser Frist ist die Geltendmachung einer Nachforderung
durch den Vermieter ausgeschlossen, es sei denn, der Vermieter hat die verspätete
Geltendmachung nicht zu vertreten. Der Vermieter ist zu Teilabrechnungen nicht
verpflichtet. Einwendungen gegen die Abrechnung hat der Mieter dem Vermieter
spätestens bis zum Ablauf des zwölften Monats nach Zugang der Abrechnung mitzuteilen.
Nach Ablauf dieser Frist kann der Mieter Einwendungen nicht mehr geltend machen, es
sei denn, der Mieter hat die verspätete Geltendmachung nicht zu vertreten.
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Jahrlich wechselnde Betriebskosten ohne erkennbaren Grund

Der klagende Vermieter machte
Nachzahlungsbetrdge aus insge-
samt 4 Wirtschaftsjahren gegen
seinen Mieter geltend. Der der
Heizkostenabrechnung zugrunde
gelegte Verteilungsschlissel
»Flache” wechselte dabei jahr-
lich von 1296 (ber 1306, 1313
und 1301 Quadratmeter fur das
gesamte Haus. Die Klage blieb
in den Vorinstanzen erfolglos.
Das Landgericht fiihrte aus, dass
die Abrechnungen formell nicht
ordnungsgeman seien und damit

keine fallige Zahlungsverpflich-
tung auslésen wirden. Im Hin-
blick auf die Gesamtflache des
Hauses ergebe sich von Jahr zu
Jahr ein derart unterschiedliches
Bild, dass die Abrechnungen
ohne ndhere Erlauterung nicht
mehr nachvollziehbar seien.

Der Bundesgerichtshof entschied
demgegeniiber mit Urteil vom
28.5.08 (VIII _ZR 261/07), dass
die Abrechnungen formell wirk-
sam seien. Nach § 556 Abs. 3

BGB erstrecke sich die Be-
triebskostenabrechnung auf ein
Jahr. Es geniige somit flr die
formellen Anforderungen, die
Betrachtungen jeweils auf ein
Wirtschaftsjahr zu beschranken.
In diesem Jahr musste die Ab-
rechnung aus sich heraus ver-
sténdlich sein. Einen schliissigen
Abgleich mit anderen Wirt-
schaftsjahren kenne das Gesetz
nicht, so dass der Vermieter
insoweit auch keine Erlduterun-
gen abgeben misse.

BGH erneut zur Umstellung auf Fernwarme und Umlage von Abwasserkosten

Mit Urteil vom 16.4.08 hat der
BGH seine jungere Rechtspre-
chung zum Wechsel der Beliefe-
rungsart im laufenden Mietver-
héltnis fortgesetzt. Er stellte in
schon fast standiger Rechtspre-
chung fest, dass die Umstellung
auf Fernwéarme zuléssig ist,
wenn der Mietvertrag auf Anla-
ge 3 zu § 27 der Il. Berech-
nungsverordnung verweist und
zum Zeitpunkt des Mietvertrags-
abschlusses die entsprechende
Fassung der Berechnungsver-
ordnung die Fernwarme bereits
als zuléssige Belieferungsart
vorsah. (VI ZR 75/07)

Auch hier weist die Entschei-
dung noch Kleine interessante
Nebendetails auf. In Streit war
auch die Abrechnung der Was-
serkosten. 2003 liel die Vermie-
terin im Rahmen einer Moderni-
sierungsmalBnahme  Einzelwas-

Vorkaufsrecht (bei

Nach § 577 BGB hat der Mieter
einer Wohnung ein Vorkaufs-
recht, wenn der Hauseigentiimer
die Immobilie nach dem WEG
aufteilt und die Wohnungen
verkauft. Unter bestimmten Um-
stdnden gilt diese Regelung auch
fur eine Realteilung von

seruhren in alle Mietwohnungen
der Wohnanlage einbauen und
forderte die Mieter durch die von
ihr beauftragte Hausverwaltung
auf, einen direkten Vertrag mit
den Stadtwerken W. als Wasser-
versorger abzuschlieBen. Alle
folgten der Aufforderung, nur
die Beklagte (Mieterin) nicht.
Die Stadtwerke legten daher
weiterhin die Rechnung fir diese
Wohnung an die Vermieterin.
Diese nahm diese Kosten i.H.v.
1616 € fur Wasser und Abwasser
wiederum in die Betriebskosten-
abrechnung ohne weitere Verar-
beitung mit auf. Die Mieterin
war nun der Auffassung, dass
die Abrechnung insoweit formal
nicht in Ordnung sei, da die Ge-
samtkosten  nicht dargestellt
worden seien, sondern die Rech-
nung einfach nur durchgereicht
wirde. Auch sei die verbrauchs-

Grundstiicken. Der BGH sprach
mit Urteil vom 28.5.08 (V1II ZR
126/07) dem klagenden Mieter
ein Vorkaufsrecht in analoger
Anwendung des gesetzlichen
Regelung zu. Der Vermieter war
Eigentiimer einer Reihenhaus-
siedlung. Die Grundstiicke soll-

abhangige Abrechnung nicht

vereinbart.

Dem trat der BGH entgegen. Mit
dem Einbau der Zahler und der
Aufforderung einen direkten
Liefervertrag zu schlielen, habe
die  Vermieterin  hinreichend
deutlich gemacht, kunftig nach
Verbrauch abrechnen zu wollen.
Die Tatsache, dass nun die
Rechnungen immer noch an die
Vermieterin gesandt wirden und
nicht an die Mieterin, weil diese
keinen Vertrag mit den Stadt-
werken  abschliefen  wollte,
nehme der Abrechnung nicht die
Wirksamkeit. Die Einstellung
der Kosten nach den allgemei-
nen Formalia stelle eine Forme-
lei dar, die die Vermieterin nicht
zu erfullen habe. Die Mieterin
wurde daher zur Zahlung verur-
teilt.

Umwandlung in WEG) gilt analog fur Reihenhauser

ten hausweise aufgeteilt und mit
aufstehender Immobilie veréu-
Rert werden. Aus der Sicht des
Mieters mache es nach Auffas-
sung des BGH keinen Unter-
schied, ob das von ihm gemiete-
te Reihenhaus in Wohneigentum
umgewandelt oder real geteilt
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BGB § 577 Vorkaufsrecht des Mieters
(1) Werden vermietete Wohnräume, an denen nach der Überlassung an den Mieter
Wohnungseigentum begründet worden ist oder begründet werden soll, an einen Dritten
verkauft, so ist der Mieter zum Vorkauf berechtigt. Dies gilt nicht, wenn der
Vermieter die Wohnräume an einen Familienangehörigen oder an einen Angehörigen seines
Haushalts verkauft. Soweit sich nicht aus den nachfolgenden Absätzen etwas anderes
ergibt, finden auf das Vorkaufsrecht die Vorschriften über den Vorkauf Anwendung.



werde und dann der Abverkauf
erfolge. In beiden Fallen stiinde
der Mieter einem neuen Eigen-
timer gegeniber, der wegen
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Eigenbedarf kiindigen konne.
Die Voraussetzungen fur eine
analoge Anwendung (Interessen-
identitdt und vom Gesetzgeber

nicht erkannte Regelungsliicke)
lagen daher vor.

Verjahrungsbeginn fur 8 548 BGB bei Vermieterwechsel

Die Verjahrungsregelung in §
548 BGB beschaftigte einmal
mehr den BGH (vgl. BGH Urtei-
le vom 22.2.06 und 15.3.06, ZIV
2006, S. 40, 41). Im nunmehr
zur Entscheidung anstehenden
Fall machte der Mieter Anspri-
che gegen seinen ehemaligen
Vermieter geltend. Dieser war
durch den Verkauf der Immobi-
lie aus dem Mietverhéltnis aus-
geschieden und der Erwerber
kraft gesetzlicher Anordnung in
das Mietverhaltnis eingetreten (8
566 BGB). Noch zur Zeit des
Mietverhéltnisses mit dem Ver-
kaufer verlangte der Mieter von
seinem Vermieter den Ersatz
bestimmter Aufwendungen. Der
verklagte Vermieter lehnte dies

ab und teilte dabei auch mit, dass
er die Immobilie verkauft habe.
Am 21.2. wurde der Erwerber im
Grundbuch eingetragen. 6 Mo-
nate und einen Tag spater reichte
der Mieter Klage beim Amtsge-
richt ein. Der vormalige Vermie-
ter berief sich in den ersten zwei
Instanzen erfolgreich auf die
Einrede der Verjahrung. Der
BGH sah dies nicht so. Abzu-
stellen sei auf den Rechtserwerb
durch Eintragung im Grundbuch.
Die sechsmonatige Frist in § 548
Abs. 2 BGB beginne aber nicht
schon mit der Eintragung zu
laufen, sondern erst mit der

Kenntnis des Mieters von der
Grundbuchumschreibung. Es
genuge nicht die Kenntnis des

Verkaufes, denn hierauf komme
es nicht an, da der Vertragsein-
tritt erst mit Eigentumsum-
schreibung erfolge. Der Rechts-
streit ist jedoch noch nicht been-
det, da die sogenannten Tatsa-
cheninstanzen (beim BGH wer-
den nur Rechtsfragen geklart)
nicht festgestellt hatten, wann
der klagende Mieter Kenntnis
von der Eigentumsumschreibung
erlangt hat. Die Sache wurde
daher an die Vorinstanz zuriick
verwiesen. VVon den Feststellun-
gen des Berufungsgerichtes
wird es dann letztlich abhéngen,
ob der Mieter gewinnt oder doch
alle drei Instanzen verliert. (Ur-
teil vom 285.08, VIII ZR
133/07)

Wartefrist bei Mieterh6hung nach § 558 BGB

Im Urteil vom 9.4.08 musste
sich der BGH mit der Rechtsfra-
ge auseinandersetzen, ob die
Regelungen zur Wartefrist bei
Mieterhéhungen nach 8§ 558
Abs. 1 BGB nur fir einseitige
Mieterhéhungsverlangen des
Vermieters gilt oder auch bei
einvernehmlichen  Erhdhungen
ausgelost wird. Der Vermieter
hatte mit Schreiben vom 25.3.03
eine Mieterhbhung wegen Mo-
dernisierungsmafnahmen (§ 559
BGB) Uber 24,77 € (monatlich)
geltend gemacht. Nach einem
Schriftwechsel zwischen den
Mietvertragsparteien einigte man
sich im Februar 2004 schlieBlich

auf eine Erhéhung der monatli-
chen Nettokaltmiete in H6he von
17,85 €. Gut ein Jahr spater, im
Mai 2004 verlangte der Vermie-
ter von der Mieterin eine Erho-
hung der Nettokaltmiete um
weitere 32,02 € bis zur ortsubli-
chen Vergleichsmiete in Gorlitz
von 513 € je Quadratmeter.
Hiergegen wandte sich die Mie-
terin. Das Amtsgericht wies die
Mieterhbhungsklage des Ver-
mieters ab, das Landgericht Gor-
litz bestétigte dieses Urteil, wel-
ches vom BGH nunmehr aufge-
hoben wurde (VIII ZR 287/06).
Der VIII. Senat stellte fest, dass
Mieterh6hungen wegen Moder-

nisierung die Schutzwartefrist
fir Mieterh6hungen zur Anpas-
sung der Miete an die ortsubli-
chen Mieten nicht tangiere. Dies
sei vom Gesetzgeber in § 558
Abs. 1 Satz 3 BGB so angeord-
net worden, weil damit der
Zweck verfolgt wiirde, die Mo-
dernisierung von Wohnraum zu
fordern. Diese Privilegierung
gelte sowohl flr die Kappungs-
grenze nach § 558 Abs. 3 BGB
als auch fur die Wartefrist nach
§ 558 Abs. 1 BGB. Schliellich
mach es keinen relevanten Un-
terschied, ob die Mieterhéhung
einseitig oder einvernehmlich
erfolgt sei.

Fogging muss der Vermieter beseitigen

Eine Mieterin gewann vor dem
BGH mit ihrer Klage gegen den
Vermieter auf Ersatz von Kosten

fur die Durchfihrung von
Schénheitsreparaturen i.H.v.
5423 €. Ende Dezember 2002

bildeten sich in der Wohnung
der Kléagerin schwarzliche Ver-
farbungen an den Wanden. Im
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BGB § 548 Verjährung der Ersatzansprüche und des Wegnahmerechts
(1) Die Ersatzansprüche des Vermieters wegen Veränderungen oder Verschlechterungen
der Mietsache verjähren in sechs Monaten. Die Verjährung beginnt mit dem Zeitpunkt,
in dem er die Mietsache zurückerhält. Mit der Verjährung des Anspruchs des Vermieters
auf Rückgabe der Mietsache verjähren auch seine Ersatzansprüche.
(2) Ansprüche des Mieters auf Ersatz von Aufwendungen oder auf Gestattung der
Wegnahme einer Einrichtung verjähren in sechs Monaten nach der Beendigung des
Mietverhältnisses.
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BGB § 558 Mieterhöhung bis zur ortsüblichen Vergleichsmiete
(1) Der Vermieter kann die Zustimmung zu einer Erhöhung der Miete bis zur
ortsüblichen Vergleichsmiete verlangen, wenn die Miete in dem Zeitpunkt, zu dem die
Erhöhung eintreten soll, seit 15 Monaten unverändert ist. Das Mieterhöhungsverlangen
kann frühestens ein Jahr nach der letzten Mieterhöhung geltend gemacht werden.
Erhöhungen nach den §§ 559 bis 560 werden nicht berücksichtigt.
(2) Die ortsübliche Vergleichsmiete wird gebildet aus den üblichen Entgelten, die in
der Gemeinde oder einer vergleichbaren Gemeinde für Wohnraum vergleichbarer Art,
Größe, Ausstattung, Beschaffenheit und Lage in den letzten vier Jahren vereinbart
oder, von Erhöhungen nach § 560 abgesehen, geändert worden sind. Ausgenommen ist
Wohnraum, bei dem die Miethöhe durch Gesetz oder im Zusammenhang mit einer
Förderzusage festgelegt worden ist.
(3) Bei Erhöhungen nach Absatz 1 darf sich die Miete innerhalb von drei Jahren, von
Erhöhungen nach den §§ 559 bis 560 abgesehen, nicht um mehr als 20 vom Hundert
erhöhen (Kappungsgrenze).
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Kommentar zu Text
BGB § 559 Mieterhöhung bei Modernisierung
(1) Hat der Vermieter bauliche Maßnahmen durchgeführt, die den Gebrauchswert der
Mietsache nachhaltig erhöhen, die allgemeinen Wohnverhältnisse auf Dauer verbessern
oder nachhaltig Einsparungen von Energie oder Wasser bewirken (Modernisierung), oder
hat er andere bauliche Maßnahmen auf Grund von Umständen durchgeführt, die er nicht
zu vertreten hat, so kann er die jährliche Miete um 11 vom Hundert der für die
Wohnung aufgewendeten Kosten erhöhen.



Februar des Folgejahres zogen
sich diese Ablagerungen (ber
samtliche Decken und Wénde
hinweg. Die Mieterin forderte
ihren Vermieter vergeblich auf,
die Verfarbungen zu ersetzen.
Sie reichte daher Kostenvor-
schussklage auf Erstattung der
voraussichtlichen Kosten ein.
Gegen das obsiegende Beru-
fungsurteil legte der Vermieter
Revision ein und verlor. Der
VIII. Senat fuhrte aus, dass die
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plétzlich auftretenden Schwarz-
verfarbungen ein Mangel der
Mietsache sei (Urteil vom
28.5.2008 VIII ZR 271/07). Die
Beseitigung schuldete der Ver-
mieter nur dann nicht, wenn die
Klagerin die Entstehung zu ver-
treten habe. Nach dem eingehol-
ten  Sachverstdndigengutachten
stlinde aber fest, dass als Ursa-
che zwar ausschlielich Hand-
lungen der Mieterin in Betracht
kamen, namlich die Ausstattung

der Wohnung mit einem han-
delsublichen Teppich, das Strei-
chen der Wande mit handelsiib-
lichen Farben und das Reinigen
der Fenster im Winter. Diese
MaRnahmen stellten sich jedoch
allesamt als vertragsgeméler
Gebrauch der Mietsache dar,
dessen Folgen die Mieterin nicht
zu vertreten habe (8 538 BGB).
Zur Beweislast bei Fogging ver-
gleiche BGH-Urteil vom 25.1.06
(Z1V 2006, 29).

Raumungsvollstreckung von Lebensgefahrten und Kindern

Mit einem erfreulicherweise
seltenen Problem der Ré&u-
mungsvollstreckung musste sich
der BGH im Urteil vom 19.3.08
(1. ZB 56/07) auseinandersetzen.
Der Vermieter hatte gegen sei-
nen Mieter einen Radumungstitel
erwirkt und erteilte der zustandi-
gen Gerichtsvollzieherin einen
Raumungsauftrag. Die Gerichts-
vollzieherin raumte nicht, weil in
der Wohnung noch die Lebens-
gefdhrtin sowie die volljahrige
Tochter des Mieters mitsamt
dessen Lebensgefahrten wohnte.
Diese weiteren drei Personen
waren nicht im Titel benannt, so
dass sich die Gerichtsvollziehe-
rin auBer Stande sah, die
Zwangsvollstreckung zu betrei-
ben. Dagegen legte der Vermie-
ter Erinnerung ein. Diese wurde
zurickgewiesen, so dass die
Angelegenheit als Rechtsbe-
schwerde vor dem BGH endete.

Der BGH erklarte die Rdumung
aus dem Titel fur zuléssig. Er
begriindet dies mit der Recht-
sprechung des BGH zur R&u-
mung von Ehegatten. Danach
kann der Gerichtsvollzieher ei-
nen nur gegen den im Mietver-
trag benannten Ehegatten nicht

auch fur die R&umungsvollstre-
ckung des anderen Ehegatten
verwenden. Die Unzuléssigkeit
ergébe sich aus der Tatsache,
dass der Ehegatte regelmaRig
Mitbesitzer der Wohnung sei, so
dass auch gegen ein Titel zur
Vollstreckung erforderlich sei
(BGHZ 159, 383). Diese Grund-
sétze seien auch im Rahmen der
Raumungsvollstreckung  gegen
einen nichtehelichen Lebens-
partner anzuwenden. Anders als
bei einem Ehepaar, dass auf-
grund der auf Lebenszeit ange-
legten Ehe gemeinsam in der
ehelichen Wohnung lebe, kdnne
bei einem nichtehelichen Le-
bensgefahrten allein aus der
Aufnahme in die Wohnung nicht
auch auf einen Mitbesitz ge-
schlossen werden. Die Einréu-
mung des Mitbesitzes an den
nichtehelichen Lebensgefahrten
bedirfe daher eine nach aulen
erkennbare Dokumentation, um
rechtlich beachtlich zu sein. Aus
den Gesamtumstdnden mdsse
sich klar und eindeutig ergeben,
dass der Dritte Mitbesitzer ist.
Dies sei erforderlich, weil das
Zwangsvollstreckungsverfahren
streng formalisiert sei und der
Gléaubiger vor einer Verschleie-

rung der Besitzverhaltnisse
durch den Schuldner zur Verei-
telung der Zwangsvollstreckung
geschitzt werden miusse. An-
haltspunkte, durch die nach au-
Ben der Mitbesitz dokumentiert
wirde, sei die Anzeige des Mie-
ters an den Vermieter von der
beabsichtigten oder erfolgten
Aufnahme des nichtehelichen
Lebensgeféhrten oder seine An-
meldung in der Wohnung nach
den jeweiligen landesrechtlichen
Meldegesetzen.

Minderjahrige Kinder, die mit
ihren Eltern zusammenlebten
hatten ebenfalls keinen Mitbesitz
an der Mietwohnung, so dass
auch diese Kinder nicht im Titel
benannt sein mussten. Diese
Besitzverhaltnisse anderten sich
i.d.R. auch nicht dadurch, dass
die Kinder volljadhrig wirden
und weiterhin bei ihren Eltern
wohnten. Auch die Tatsache,
dass vorliegend die volljahrige
Tochter mit ithrem Mann in der
Wohnung wohnte, wirde an
dieser Beurteilung nichts &ndern.
Ein Vollstreckungstitel gegen
die Eltern wirde daher genligen.
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BGB § 538 Abnutzung der Mietsache durch vertragsgemäßen Gebrauch
Veränderungen oder Verschlechterungen der Mietsache, die durch den vertragsgemäßen
Gebrauch herbeigeführt werden, hat der Mieter nicht zu vertreten.
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Vertragliche Einschrankung der Minderungsbefugnis in Gewerbemietvertrag

Den fur Gewerbemietrecht zu-
stdndigen XII. Zivilsenat be-
schaftigte im Urteil vom 12.3.08
(XIl1_ZR 147/05) die Frage, ob
und in wie weit der Vermieter
das Minderungsrecht vertraglich
wirksam beschranken kann. In
dem Gewerbemietvertrag war
vorgesehen, dass der Mieter nur
insoweit eine Minderung des
Mietzinses beanspruchen konne,
als der Vermieter den Mangel
grob fahrlassig oder vorsatzlich
zu vertreten habe.

Der Senat kam zu der Auffas-
sung, dass diese Beschrankung
unzuldssig sei. Die Gewahrleis-
tungsanspriiche des  Mieters
wiirden in einer unangemessenen
Weise beschrankt werden, so
dass die Klausel unwirksam sei.
Dartiber kénne auch nicht die
Tatsache hinweg helfen, dass
dem Mieter das Recht verbleibe,
die Einrede des nicht erflllten
Vertrages nach § 320 BGB gel-
tend zu machen. Hiervon abzu-
grenzen sei auch der umgekehrt

entschiedene Fall, in dem dem
Mieter das Recht zur Minderung
und Schadenersatz verbliebe, er
jedoch keinen Abzug von der
Miete vornehmen diirfe, sondern
darauf verwiesen sei, die Uber-
zahlung nach § 812 BGB (Berei-
cherungsrecht) zuriick zu for-
dern. Dieses Klausel habe der
BGH fir zuléssig erklart (BGHZ
91, 375)

Formerfordernis fir Nachtragsvertrag zu gewerblichen Mietvertrag mit Befristung

Ein Nachtragsvertrag wahrt nach
einer Entscheidung des BGH die
Schriftform eines Mietvertrages
nur dann, wenn er eine Bezug-
nahme auf die Schriftsticke
enthalt, aus denen sich sémtliche
wesentlichen vertraglichen Ver-
einbarungen ergeben.

In dem zugrundeliegenden Fall
hatten die Vertragsparteien einen
auf 15 Jahre befristeten Mietver-
trag abgeschlossen. In dem Ver-
trag war von der Mieterin neben
der Unterschrift ein Zusatz auf-
genommen worden, wonach die
Unterschrift nur in Verbindung
mit dem eigenen Schreiben vom
19.12.95 gelten solle. Darin be-
hielt sich die Mieterin eine U-
berprifung u.a. der Baube-
schreibung vor. Mit einem wei-
teren Schreiben teilte die Miete-
rin 1996 unter Bezugnahme auf
den Mietvertrag schlieBlich mit,
dass der Vorbehalt im Schreiben

vom 19.12.1995 nunmehr weg-
gefallen sei. Kurz darauf wurde
ein  Mieterwechsel vereinbart.
Die bisherige Mieterin wurde
durch eine andere Gesellschaft
ausgetauscht.

Bei diesem letzten  Schritt
schlieBlich ist der entscheidende
Fehler passiert, der dem Miet-
vertrag die erforderliche Schrift-
form (8 550 BGB) und damit die
Befristung Uber ein Jahr hinaus
nahm. Denn die Mieterwechsel-
vereinbarung nahm nur Bezug
auf den Mietvertrag, nicht je-
doch auf das zusatzliche Schrei-
ben vom 19.12.1995, in dem der
Vorbehalt erklart wurde und
dem Schreiben von 1996, in dem
der Vorbehalt fur erledigt erklart
wurde. Diese Schreiben seien
ausgelagerte Bestandteile des
Mietvertrages, die in die letzte
Vereinbarung durch Benennung
hatten ausdriicklich mit aufge-
nommen werden missen. Das

Schriftformerfordernis setze
voraus, dass Mietgegenstand,
Mietzins, die Dauer und die
Vertragsparteien des Mietver-
haltnisses aus einer von beiden
Parteien unterzeichneten Urkun-
de ersichtlich seien. Wenn we-
sentliche vertraglichen Verein-
barungen ausgelagert wirden,
mussten die Parteien zur Wah-
rung der Urkundeneinheit die
Zusammengehorigkeit zweifels-
frei kenntlich machen. Seit der
sogenannten Auflockerungs-
rechtsprechung sei hierfur nicht
mehr die korperliche Verbin-
dung der Vertragsbestandteile
erforderlich. Es gentige die bloRRe
gedankliche Verbindung, die
aber in einer zweifelsfreien Be-
zugnahme zum Ausdruck kom-
men misse. Diese sei jedoch
durch die fehlende Bezugnahme
auf die Schreiben nicht gegeben.
(Urteil vom 9.4.2008, XII ZR
89/06)

Vertretungszusatz bei Unterzeichnung eines befristeten Gewerbemietvertrages

Mit den Formerfordernissen
nach § 550 BGB fiir befristete
Mietvertrdge setzte sich der
BGH erneut im Urteil vom
7.5.08 auseinander (X1l ZR

69/06). 1990 vereinbarten die
Mitglieder einer Anwaltssozie-

tat, dass die Ehefrauen der Part-
ner ein benachbartes Haus kau-
fen sollten, um es anschlielRend
der Kanzlei zu vermieten. Dabei
sollte jede Ehefrau ein Stock-
werk als Wohnungseigentum
erwerben. Zur Absicherung aller

Beteiligten wurde der Mietver-
trag auf 20 Jahre bis zum Jahr
2010 abgeschlossen. In der wei-
teren Folge dnderte sich die So-
ziierung und die Befristung ge-
riet in Streit. Die Anwaltssozie-
tat meinte, die Befristungsabrede
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BGB § 320 Einrede des nicht erfüllten Vertrags
(1) Wer aus einem gegenseitigen Vertrag verpflichtet ist, kann die ihm obliegende
Leistung bis zur Bewirkung der Gegenleistung verweigern, es sei denn, dass er
vorzuleisten verpflichtet ist. Hat die Leistung an mehrere zu erfolgen, so kann dem
einzelnen der ihm gebührende Teil bis zur Bewirkung der ganzen Gegenleistung
verweigert werden. Die Vorschrift des § 273 Abs. 3 findet keine Anwendung.
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BGB § 812 Herausgabeanspruch
(1) Wer durch die Leistung eines anderen oder in sonstiger Weise auf dessen Kosten
etwas ohne rechtlichen Grund erlangt, ist ihm zur Herausgabe verpflichtet. Diese
Verpflichtung besteht auch dann, wenn der rechtliche Grund später wegfällt oder der
mit einer Leistung nach dem Inhalt des Rechtsgeschäfts bezweckte Erfolg nicht
eintritt.



Schirm2
Kommentar zu Text
BGB § 550 Form des Mietvertrags
Wird der Mietvertrag für längere Zeit als ein Jahr nicht in schriftlicher Form
geschlossen, so gilt er für unbestimmte Zeit. Die Kündigung ist jedoch frühestens zum
Ablauf eines Jahres nach Überlassung des Wohnraums zulässig.
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BGB § 550 Form des Mietvertrags
Wird der Mietvertrag für längere Zeit als ein Jahr nicht in schriftlicher Form
geschlossen, so gilt er für unbestimmte Zeit. Die Kündigung ist jedoch frühestens zum
Ablauf eines Jahres nach Überlassung des Wohnraums zulässig.




verstoRBe gegen das gesetzliche
Formerfordernis, weil nicht die
Ehefrau eines der Sozien fir die
Vermieterseite unterzeichnet
habe, sondern der Sozius selbst
quasi als Mieter und in Vertre-
tung fiir seine Ehefrau als Ver-
mieter. Ferner — der Mietvertrag
war nicht mehr auffindbar -
wurde nach der Beweisaufnahme
der Vorgerichte davon ausge-
gangen, dass diese Unterzeich-
nung ohne Vertretungszusatz
(i.V.) erfolgt sei.

Der BGH ging davon aus, dass
die Schriftform gewahrt sei.
Soweit eine Personenmehrheit
auf Mieter- und/oder Vermieter-
seite vorldge, misse die Unter-
schrift einzelner eindeutig er-
kennen lassen, ob diese nur fir

WEG-Recht
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sich handeln oder auch im Auf-
trag ihrer Mitvertragspartner, so
der BGH. Denn nur so kénne an
Hand der Urkunde entschieden
werden, ob der Vertrag zustande
gekommen sei oder ob die Wirk-
samkeit des Vertrages so lange
hinausgeschoben sein soll, bis
auch die letzte Vertragspartei
unterzeichnet habe. Entspre-
chende Feststellungen habe der
BGH bereits fur die Gesellschaf-
ter einer GbR (BGH NJW 2004,
1103 — XII ZR 134/02) und fir
die Mitglieder einer Erbenge-
meinschaft (BGH NJW 2002,
3389 — XII ZR 187/00) entschie-
den. Ein Vertretungszusatz sei
darliber hinaus immer dann er-
forderlich, wenn als Mieter oder
Vermieter mehrere Personen
(etwa Eheleute) auftrdten, von

denen nur eine den Vertrag un-
terzeichnen wiirde.

Der Vertretungszusatz sei aber
dann nicht erforderlich, wenn
anderweitig  hinreichend  be-
stimmt sei, dass eine Vertretung
erfolgt sei. Das sei dann der Fall,
wenn eine einzige natlrliche
Person von einer anderen Person
vertreten wirde. Dann bedurfe
es auch keines Vertretungszusat-
zes. Denn mit der Unterschrift
unter der Linie, die mit ,,Mieter*
oder ,Vermieter* gekennzeich-
net sei, mache der Vertreter hin-
reichend deutlich, dass er die
einzelne Person vertreten wolle.
Gleiches gelte im Falle einer
GmbH.

Bevorrechtigte Zwangsversteigerung der Wohnungseigentimergemeinschaft

Ein neues Problem ist mit der
WEG - Novelle im Rahmen der
Zwangsversteigerung  aufgetre-
ten. Der Gesetzgeber hat der
vollstreckenden WEG einen
Sonderplatz bei der Verteilung
des Zwangsversteigerungserlo-
ses auf Rang 2 (§ 10 Abs. 1 Nr.
2 ZVG) eingerdaumt. Damit ran-
giert die WEG noch vor den
Grundpfandglaubigern. Der
Vorzugsrang ist jedoch betrags-
méaBig beschrankt und weist
noch weitere Hirden auf. Soweit
die Forderungen diese Rangklas-
se Ubersteigen, kann die WEG
nur aus Rangklasse 5 vorgehen,
in der es i.d.R. nichts mehr zu
verteilen gibt.

Dem Beschluss vom 17.4.2008
lag folgendes Problem zugrunde.
Fur den Antrag auf Anordnung
der Zwangsvollstreckung in der
Rangklasse 2 ist nach § 10 Abs.
3ZVGi.V.m. 8 18 Abs. 2 Nr. 2
WEG hat die Wohnungseigen-
timergemeinschaft nachzuwei-
sen, dass der zu vollstreckende
Betrag mehr als 3% des Ein-
heitswertes der Eigentumswoh-
nung ausmacht.

Dieser Einheitswert dient der
Festsetzung der Grundsteuer; er
ist — auBer vielleicht bei
Schrottimmobilien - sehr viel
geringer als der Verkehrswert
einer Wohnung. Der Einheits-
wert ergibt sich aus dem soge-
nannten  Einheitswertbescheid,
der nach 8 16 Abs. 2 ZVG dem
Vollstreckungsantrag beizufuigen
ist.

Diesen Bescheid konnte die
Wohnungseigentiimergemein-

schaft nicht vorlegen. Sie bot an,
die Bescheide von entsprechen-
den Wohnungen in der Wohnan-
lage vorzulegen. All das wurde
nicht akzeptiert. Die Finanzbe-
horde berief sich auf das Steuer-
geheimnis und war auch nicht
bereit zu helfen. Der BGH er-
klarte, dass die Vorlage des Ein-
heitswertbescheides  Zuléssig-
keitsvoraussetzung sei. Die Tat-
sache, dass die Vorlage am Steu-
ergeheimnis (8§ 30 AQ) scheitere,
begrindet keine Erleichterung
flr die Antragstellerin in dem
Sinne, dass Einheits-
wertbescheide von vergleichba-
ren Wohnungen ersatzweise
vorgelegt werden kdnnten.

Der BGH bietet indessen
sogleich eine Losung flr die
Misere an. Der Antrag der Woh-
nungseigentiimergemeinschaft

ist zwar ohne Einheitswertbe-
scheid unzuléssig. Das hat je-
doch nicht die Folge, dass der
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§ 10 ZVG
(1) Ein Recht auf Befriedigung aus dem Grundstück gewähren nach folgender Rangordnung,
bei gleichem Rang nach dem Verhältnis ihrer Beträge:
(...)
2. bei Vollstreckung in ein Wohnungseigentum die daraus fälligen Ansprüche
auf Zahlung der Beiträge zu den Lasten und Kosten des gemeinschaftlichen
Eigentums oder des Sondereigentums, die nach § 16 Abs. 2, § 28 Abs. 2 und 5
des Wohnungseigentumsgesetzes geschuldet werden, einschließlich der Vorschüsse
und Rückstellungen sowie der Rückgriffsansprüche einzelner Wohnungseigentümer.
Das Vorrecht erfasst die laufenden und die rückständigen Beträge aus dem Jahr
der Beschlagnahme und den letzten zwei Jahren. Das Vorrecht einschließlich
aller Nebenleistungen ist begrenzt auf Beträge in Höhe von nicht mehr als 5
vom Hundert des nach § 74a Abs. 5 festgesetzten Wertes. Die Anmeldung erfolgt
durch die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer. Rückgriffsansprüche einzelner
Wohnungseigentümer werden von diesen angemeldet;
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§ 10 ZVG

(3) Zur Vollstreckung mit dem Range nach Absatz 1 Nr. 2 müssen die dort
genannten Beträge die Höhe des Verzugsbetrages nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des
Wohnungseigentumsgesetzes übersteigen. Für die Vollstreckung genügt ein Titel, aus
dem die Verpflichtung des Schuldners zur Zahlung, die Art und der Bezugszeitraum
des Anspruchs sowie seine Fälligkeit zu erkennen sind. Soweit die Art und der
Bezugszeitraum des Anspruchs sowie seine Fälligkeit nicht aus dem Titel zu erkennen
sind, sind sie in sonst geeigneter Weise glaubhaft zu machen.
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18 WEG
(2) Die Voraussetzungen des Absatzes 1 liegen insbesondere vor, wenn
1. der Wohnungseigentümer trotz Abmahnung wiederholt gröblich gegen die ihm nach § 14
obliegenden Pflichten verstößt;
2. der Wohnungseigentümer sich mit der Erfüllung seiner Verpflichtungen zur Lastenund
Kostentragung (§ 16 Abs. 2) in Höhe eines Betrags, der drei vom Hundert des
Einheitswerts seines Wohnungseigentums übersteigt, länger als drei Monate in Verzug
befindet.
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§ 16 ZVG
(1) Der Antrag soll das Grundstück, den Eigentümer, den Anspruch und den
vollstreckbaren Titel bezeichnen.
(2) Die für den Beginn der Zwangsvollstreckung erforderlichen Urkunden sind dem Antrag
beizufügen.




Antrag zurlick gewiesen wird.
Vielmehr wird der Antrag als
solche nach Rangklasse 5 be-
handelt. Nach erfolgter Anord-
nung der Zwangsversteigerung
hat das Vollstreckungsgericht
nach § 54 Abs. 1 Satz 4 GKG
die zustandigen Finanzbehorden
um Ubermittlung des Einheits-
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wertbescheides zu ersuchen.
Einem solchen Ersuchen kdnnen
die Finanzbehodrden, nicht das
Steuergeheimnis entgegen hal-
ten, 8 54 Abs. 1 Satz 4 GKG.
Anschliefend konne die Ge-
meinschaft ihrem eigenen Ver-
fahren in der Rangklasse 2 bei-
treten. Damit wirde das Verfah-

ren aus der Rangklasse 2 (auch)
betrieben werden, so dass die
Wohnungseigentiimergemein-
schaft ihr eigentliches Ziel den-
noch erreichen kann. Eine Rege-
lungsliicke, wie vielfach in der
Diskussion der Fachkreise be-
hauptet, liege mithin nicht vor.
(V ZB 14/08)

Mal3geblicher Stichtag fiir Zwangsversteigerungsneuverfahren

Der BGH hatte zu entschieden,
wie die Abgrenzung von Neu-
und Altverfahren in zeitlicher
Hinsicht vorzunehmen ist. 2002
ordnete das Amtsgericht auf
Antrag der Sparkasse das
Zwangsversteigerungsverfahren
an. Mit Antrag vom 13.7.07, also
nach Inkrafttreten der WEG-
Novelle trat die Wohnungseigen-
timergemeinschaft der Zwangs-
versteigerung bei und beantragte
die Vollstreckung aus dem fir
Wohnungseigentiimergemein-

schaften  neu  geschaffenen

Rangklasse 2 nach 8§ 10 Abs. 1
Nr. 2 WEG. Das Amtsgericht
lielR den Beitritt zur Zwangsver-
steigerung zu und ordnete den
titulierten Anspruch der Woh-
nungseigentiimergemeinschaft

der Rangklasse 5 zu. Hiergegen
wendete sich die Wohnungsei-
gentimergemeinschaft erfolglos.
Der BGH stellt fest, dass das
Versteigerungsverfahren  schon
seit 2002 anh&ngig sei und somit
nach der Ubergangsvorschrift in
8 62 Abs. 1 WEG noch das alte
Zwangsversteigerungsrecht an-

zuwenden sei. Unerheblich sei,
dass die Wohnungseigentimer-
gemeinschaft als Beitrittsglaubi-
gerin (8 27 ZVG) eine selbstan-
dige Stellung einnimmt und
nicht davon abhéngig ist, dass
die Anordnungsglaubigerin ihren
Antrag aufrecht erhélt. Hier-
durch wirde kein selbstandiges
Verfahren anhdngig werden,
sondern es gabe nur ein einheit-
liches Verfahren, dass von bei-
den Glaubigern unabhéngig be-
trieben werde. (Beschluss vom
21.2.2008, V ZB 123/07)

KG zu unwirksamen Klauseln im Verwaltervertrag

Das KG Berlin hat sich im Be-
schluss vom 5.2.08 mit ver-
schiedenen  Rechtsfragen zur
Verwalterbestellung und zum
Verwaltervertrag gedulRert. Da-
bei hat es offen gelassen, ob ein
Beschluss rechtswidrig ist, der
dem Beirat die Rechtsmacht
einrfdumt, den Verwaltervertrag
des bestellten Verwalter auszu-
handeln, ohne dem Beirat inso-
fern (abgesehen von der Lauf-
zeit) Vorgaben hinsichtlich der
inhaltlichen Gestaltung zu ma-
chen. Denn jedenfalls mit Be-
standskraft des Bevollmdchti-
gungsbeschlusses  kdnne  der
Verwalterbeirat wirksam einen
Vertrag schliefen.

Einzelne Klauseln des ausge-
handelten Vertrages erklarte das
KG dann aber fir unwirksam,

wobei dies den Vertrag insge-
samt bzw. die Bestellung des
Verwalters nicht tangieren wir-
de, weil anzunehmen sei, dass
der Vertrag auch ohne diese
Klauseln geschlossen worden
ware.

So monierte das Gericht die
Klausel, wonach die Ladung zu
einer Wohnungseigentiimerver-
sammlung wirksam erfolgt sein
soll, wenn die Einladung an die
dem Verwalter vom Wohnungs-
eigentimer  zuletzt  benannte
Anschrift versandt wird. Dies sei
eine Zugangsfiktion, die nach 8§
308 Nr. 6 BGB unzuléssig und
damit unwirksam sei.

Wegen VerstoRes gegen das
Transparenzgebot wurde die
Klausel im Vertrag gekippt, die

dem Verwalter fur die Einberu-
fung auBerordentlicher Eigenti-
merversammlungen ein Zusatz-
entgelt versprach. Insoweit sei
eine Einschrankung dahingehend
vorzunehmen, dass die Veran-
lassung hierzu vom Verwalter
nicht verschuldet sei.

SchlieBlich wurde die Klausel
fur unwirksam erklart, die dem
Verwalter die Befugnis ein-
rdumt, im erforderlichen Um-
fang* Hilfskréfte (z.B. Sachver-
stdndige, Rechtsanwélte) auf
Kosten der Gemeinschaft heran
zu ziehen. Die Klausel fihre zu
einer unangemessenen Benach-
teiligung der Gemeinschaft, die
nicht ersehen kdnne, in welchem
Umfang und zu welchen Kosten
diese Fachleute herangezogen
wirden. (ZMR 2008, 476)
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§ 54 Zwangsversteigerung
(1) Bei der Zwangsversteigerung von Grundstücken sind die Gebühren für das Verfahren im
Allgemeinen und für die Abhaltung des Versteigerungstermins nach dem gemäß § 74a Abs. 5
des Gesetzes über die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung festgesetzten Wert
zu berechnen. Ist ein solcher Wert nicht festgesetzt, ist der Einheitswert maßgebend.
Weicht der Gegenstand des Verfahrens vom Gegenstand der Einheitsbewertung wesentlich ab
oder hat sich der Wert infolge bestimmter Umstände, die nach dem Feststellungszeitpunkt
des Einheitswerts eingetreten sind, wesentlich verändert oder ist ein Einheitswert
noch nicht festgestellt, ist der nach den Grundsätzen der Einheitsbewertung geschätzte
Wert maßgebend. Wird der Einheitswert nicht nachgewiesen, ist das Finanzamt um Auskunft
über die Höhe des Einheitswerts zu ersuchen; § 30 der Abgabenordnung steht der Auskunft
nicht entgegen.
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§ 10 ZVG
(1) Ein Recht auf Befriedigung aus dem Grundstück gewähren nach folgender Rangordnung,
bei gleichem Rang nach dem Verhältnis ihrer Beträge:
(...)
2. bei Vollstreckung in ein Wohnungseigentum die daraus fälligen Ansprüche
auf Zahlung der Beiträge zu den Lasten und Kosten des gemeinschaftlichen
Eigentums oder des Sondereigentums, die nach § 16 Abs. 2, § 28 Abs. 2 und 5
des Wohnungseigentumsgesetzes geschuldet werden, einschließlich der Vorschüsse
und Rückstellungen sowie der Rückgriffsansprüche einzelner Wohnungseigentümer.
Das Vorrecht erfasst die laufenden und die rückständigen Beträge aus dem Jahr
der Beschlagnahme und den letzten zwei Jahren. Das Vorrecht einschließlich
aller Nebenleistungen ist begrenzt auf Beträge in Höhe von nicht mehr als 5
vom Hundert des nach § 74a Abs. 5 festgesetzten Wertes. Die Anmeldung erfolgt
durch die Gemeinschaft der Wohnungseigentümer. Rückgriffsansprüche einzelner
Wohnungseigentümer werden von diesen angemeldet;
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§ 27 ZVG
(1) Wird nach der Anordnung der Zwangsversteigerung ein weiterer Antrag
auf Zwangsversteigerung des Grundstücks gestellt, so erfolgt statt des
Versteigerungsbeschlusses die Anordnung, daß der Beitritt des Antragstellers zu dem
Verfahren zugelassen wird. Eine Eintragung dieser Anordnung in das Grundbuch findet
nicht statt.
(2) Der Gläubiger, dessen Beitritt zugelassen ist, hat dieselben Rechte, wie wenn auf
seinen Antrag die Versteigerung angeordnet wäre.
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§ 62 WEG Übergangsvorschrift
(1) Für die am 1. Juli 2007 bei Gericht anhängigen Verfahren in Wohnungseigentums- oder
in Zwangsversteigerungssachen oder für die bei einem Notar beantragten freiwilligen
Versteigerungen sind die durch die Artikel 1 und 2 des Gesetzes vom 26. März 2007
(BGBl. I S. 370) geänderten Vorschriften des III. Teils dieses Gesetzes sowie die des
Gesetzes über die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung in ihrer bis dahin
geltenden Fassung weiter anzuwenden.
(2) In Wohnungseigentumssachen nach § 43 Nr. 1 bis 4 finden die Bestimmungen über die
Nichtzulassungsbeschwerde (§ 543 Abs. 1 Nr. 2, § 544 der Zivilprozessordnung) keine
Anwendung, soweit die anzufechtende Entscheidung vor dem 1. Juli 2012 verkündet worden
ist.
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OLG Miuinchen zu unwirksamen Klauseln im Verwaltervertrag

Auch das OLG Minchen setzte
sich im Beschluss vom 20.3.08
(34 Wx 46/07) mit unwirksamen

Klauseln im Verwaltervertrag
auseinander. Im Verwalterver-
trag waren rechtsgeschaftliche

Vollmachten mit unterschiedli-
cher Reichweite vorgesehen. So
durfte der Verwalter nach dem
Vertrag einen Hausmeister und
eine Reinigungskraft im Namen
der Wohnungseigentiimerge-
meinschaft einstellen und erfor-
derlichenfalls wieder kindigen.
Nur im Einvernehmen mit dem
Beirat durfte der Verwalter wei-
tergehende Vertrage abschlief3en
bzw. kiindigen, etwa Versiche-
rungsvertrdge, Wartungsvertra-
ge sowie Heizungs- Strom- und
Wasserlieferungsvertrage.

Das OLG Miinchen erachtete
diese Regelungen vollstandig fur
unwirksam. Sie stellten eine
unzuldssige  Verlagerung der

Kernkompetenzen der Woh-
nungseigentiimerversammlung
auf den Verwalter dar. Es fehle
eine Begrenzung der mit den
Befugnissen verbundenen Kos-
tenbelastungen. Es entstlinde
daher ein fur die Eigentlimer
nicht berschaubares Kostenrisi-
ko. Es genlige insoweit auch
nicht, dass teilweise die Befug-
nisse durch ein Kontrolle des
Beirates beschrankt seien. Zwar
kdénnten dem Beirat von der
Eigentlimerversammlung  weit-
reichende  Befugnisse einge-
rdumt sein; diese missten jedoch
hinreichend umrissen sein. Eine
Kompetenzverlagerung in die-
sem Umfang komme nicht in
Betracht und verstoRBe daher
gegen § 307 BGB.

SchlieBlich sah der Vertrag vor,
dass der Verwalter alle Unterla-
gen aus der laufenden Verwal-
tung (Kontoauszlige, Belege und

bedingt Teile der Korrespon-
denz) nach Ablauf von 5 Jahren
datenschutzsicher vernichten
dirfe. Diese Regelung und auch
hierauf gerichtete Beschlusse der
Gemeinschaft sind nach den
Ausfiihrungen des Gerichts nich-
tig. Nach 88 257 HGB, 147 AO
mdiissten Jahresabrechnungen,
Wirtschaftsplane und Buchungs-
belege sowie Geschéftspost all-
gemein eine Dauer von 6 bis 10
Jahren aufbewahrt werden. Eine
kurzere Dauer verstoRe gegen
ein gesetzliches Verbot und sei
daher nichtig. Zulassig sei dage-
gen zu formulieren, dass nach
Ablauf von 5 Jahren der Verwal-
ter die Unterlagen der Woh-
nungseigentiimergemeinschaft
zur weiteren Verwahrung aus-
héndigen darf. (Veroffentlichung
noch nicht bekannt — Juris)

Richtiges Rechtsmittelgericht in WEG-Altverfahren

Nach Auffassung des LG Leip-
zig sind fiir Rechtsmittel (sofor-
tige Beschwerden) gegen erstin-
stanzliche Entscheidungen des
WEG-Gerichts die neuen Rege-
lungen in § 72 Abs. 2 GVG n.F.
anzuwenden. Danach ist das
Landgericht  zustdndig, dass
seinen Sitz am Sitz des Oberlan-
desgericht hat, in dessen Zustén-
digkeitsbereich das Amtsgericht

sich befindet, dass die Entschei-
dung erlassen hat. Das Amtsge-
richt Leipzig etwa hat seinen
Sitz im Zusténdigkeitsbereich
des OLG Dresden (in Sachsen
das einzige OLG). Nach § 72
GVG n.F. ist dann fir Be-
schwerden das LG Dresden und
nicht wie friher das LG Leipzig
zustandig. (Beschluss 5.9.07,
ZMR 2008, 331) (Ausdriicklich

entgegen Leipzig: LG Konstanz,
Beschluss vom 9.1.2008, 62 T
134/07, ZMR 2008, 326
Ebenfalls a.A.: OLG Miinchen,
Beschluss vom 24.1.2008, 32
AR 1/08, NZM 2008, 168=
ZMR 2008, 411

Ebenfalls a.A.: OLG Frank-
furt/M, Beschluss vom 4.9.2007,
20 W 325/07, NZM 2008, 16)
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§ 257 Aufbewahrung von Unterlagen
Aufbewahrungsfristen
(1) Jeder Kaufmann ist verpflichtet, die folgenden Unterlagen geordnet aufzubewahren:
1. Handelsbücher, Inventare, Eröffnungsbilanzen, Jahresabschlüsse, Einzelabschlüsse
nach § 325 Abs. 2a, Lageberichte, Konzernabschlüsse, Konzernlageberichte
sowie die zu ihrem Verständnis erforderlichen Arbeitsanweisungen und sonstigen
Organisationsunterlagen,
2. die empfangenen Handelsbriefe,
3. Wiedergaben der abgesandten Handelsbriefe,
4. Belege für Buchungen in den von ihm nach § 238 Abs. 1 zu führenden Büchern
(Buchungsbelege).
(2) Handelsbriefe sind nur Schriftstücke, die ein Handelsgeschäft betreffen.
(3) Mit Ausnahme der Eröffnungsbilanzen und Abschlüsse können die in Absatz 1
aufgeführten Unterlagen auch als Wiedergabe auf einem Bildträger oder auf anderen
Datenträgern aufbewahrt werden, wenn dies den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung
entspricht und sichergestellt ist, daß die Wiedergabe oder die Daten
1. mit den empfangenen Handelsbriefen und den Buchungsbelegen bildlich und mit den
anderen Unterlagen inhaltlich übereinstimmen, wenn sie lesbar gemacht werden,
2. während der Dauer der Aufbewahrungsfrist verfügbar sind und jederzeit innerhalb
angemessener Frist lesbar gemacht werden können.
Sind Unterlagen auf Grund des § 239 Abs. 4 Satz 1 auf Datenträgern hergestellt worden,
können statt des Datenträgers die Daten auch ausgedruckt aufbewahrt werden; die
ausgedruckten Unterlagen können auch nach Satz 1 aufbewahrt werden.
(4) Die in Absatz 1 Nr. 1 und 4 aufgeführten Unterlagen sind zehn Jahre, die sonstigen
in Absatz 1 aufgeführten Unterlagen sechs Jahre aufzubewahren.
(5) Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit dem Schluß des Kalenderjahrs, in dem die letzte
Eintragung in das Handelsbuch gemacht, das Inventar aufgestellt, die Eröffnungsbilanz
oder der Jahresabschluß festgestellt, der Einzelabschluss nach § 325 Abs. 2a oder der
Konzernabschluß aufgestellt, der Handelsbrief empfangen oder abgesandt worden oder der
Buchungsbeleg entstanden ist.
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72 GVG
(2) In Streitigkeiten nach § 43 Nr. 1 bis 4 und 6 des Wohnungseigentumsgesetzes ist das
für den Sitz des Oberlandesgerichts zuständige Landgericht gemeinsames Berufungs- und
Beschwerdegericht für den Bezirk des Oberlandesgerichts, in dem das Amtsgericht seinen
Sitz hat. Dies gilt auch für die in § 119 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b und c genannten
Sachen. Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung anstelle dieses
Gerichts ein anderes Landgericht im Bezirk des Oberlandesgerichts zu bestimmen. Sie
können die Ermächtigung auf die Landesjustizverwaltungen übertragen.
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Gewahrleistungsanspriiche auch bei Bauleistung in Schwarzarbeit

Mit der Frage, ob der Auftrag-
geber bei ,,schwarz* in Auftrag
gegebenen Bauleistungen Ge-
waéhrleistungsanspriiche geltend
machen kann, hat sich der fir
Bausachen zustandige VII. Zi-
vilsenat beschéftigt. Auch bei

Bauleistungen, bei denen ver-
einbart wird, dass ohne Rech-
nung geleistet und bezahlt wird,
kommt ein Vertrag zustande.
Dieser ist nach der Rechtspre-
chung der Obergerichte jedoch
i.d.R. von Anfang an nichtig,
weil die Parteien absprachege-
maR gegen ein gesetzliches Ver-
bot (Steuerhinterziehung) ver-
stoRBen. Auf einen nichtigen Ver-
trag kann man grundsatzlich
auch keine Gewaéhrleistungsan-
spriiche stiitzen. Indessen stellt
der BGH fest, dass diese Nich-
tigkeit den Auftragnehmer nicht

aus seiner Mangelhaftung ent-
lasst. Es sei treuwidrig, wenn
sich der Auftragnehmer hinsicht-
lich der Bezahlung auf die Erfil-
lung des Vertrages berufe, hin-
sichtlich der Gewahrleistung
jedoch auf dessen Nichtigkeit.
Darin liege ein Verstol3 gegen
den Grundsatz von Treu und
Glauben (8 242 BGB), so dass er
zur  Mangelbeseitigung  ver-
pflichtet sei. (Urteile vom
24.4.2008, VII ZR 42/07 und
VIl ZR 140/07).

Unzumutbarkeitseinwand bei der Mangelbeseitigung

Nach § 633 Abs. 2 Satz 3 BGB
a.F. und nach § 13 Nr. 6 VOB/B
kann der Werkunternehmer die
Nachbesserung verweigern,
wenn diese nur mit unverhalt-
nismagkig hohen Aufwand mdog-
lich ist. Bei der Beurteilung des
Aufwandes kommt es nach al-
tem Recht nicht auf die Kosten
an. Die neue Fassung des BGB
hat insoweit die Regelung in §
635 Abs. 3 BGB erganzt.

Im streitigen Fall hatte ein Un-
ternehmer  Trockenbauarbeiten
Ubernommen. Im Leistungsver-
zeichnis war vorgesehen, dass
die WC-Trennwande aus doppelt
beplankten impréagnierten Gips-
kartonplatten hergestellt wiirden.
Nach einem Wasserschaden
stellte der Auftraggeber fest,
dass die Trennwénde jeweils mit
einer impragnierten und einer
unimpragnierten Gipskartonplat-
te beplankt waren. Er verlangte
daraufhin die Mangelbeseiti-
gung, die der Werkunternehmer
verweigerte. Er flihrte aus, dass
der Mangel zwar vorliege, sich
aber in der tdglichen Praxis nicht

auswirke, sondern nur unter
besonderen Umstanden wie dem
nunmehr eingetretenen \Wasser-
schaden. Die Mangelbeseiti-
gungskosten von knapp 62.000 €
wilrden es angesichts dieser
geringflgigen Nachteile unzu-
mutbar machen, die Kartonplat-
ten auszutauschen. Im ubrigen
entspreche die ausgefiihrte Leis-
tung auch den anerkannten Re-
geln der Technik.

Das sah der VII. Zivilsenat im
Ergebnis anders. Wenn der Auf-
traggeber ein objektiv berechtig-
tes Interesse an einer ordnungs-
gemalen Erfullung des Vertra-
ges habe, kénne ihm der Unter-
nehmer im Allgemeinen die
Nachbesserung wegen hoher
Kosten der Mangelbeseitigung
nicht verweigern. Der Einwand
der UnverhaltnisméaBigkeit sei
nur dann gerechtfertigt, wenn
das Bestehen auf die ordnungs-
gemalRe Vertragserfullung im
Verhéltnis zu dem dafir erfor-
derlichen Aufwand unter Abwaé-
gung aller Umsténde einen Ver-
stoR gegen Treu und Glauben

darstellen wiirde. Bei dieser
Abwégung sei auch zur beriick-
sichtigen, in welchem Ausmal
der Unternehmer den Mangel
verschuldet habe.

Die Beweisaufnahme der Vorin-
stanz habe ergeben, so der BGH
weiter, dass der Auftraggeber im
Leistungsverzeichnis sein Inte-
resse an einer hoherwertigen
Ausfiihrung zum Ausdruck ge-
bracht habe. So kdme es etwa bei
einer senkrecht im Wasser ste-
henden Platte nach 24-stiindiger
Eintauchzeit bei einer normalen
Platte zu einer kapillaren Steig-
héhe von 210 mm, bei einer
imprégnierten Platte zu einer
solchen von 20 mm. Dieses Inte-
resse des Klagers an der teureren
und zugleich risikodrmeren Art
der Ausfiihrung dirfe nicht des-
halb als gering bewertet werden,
weil die tatséchlich erbrachte
Leistung den allgemein aner-
kannten Regeln der Technik
entsprache. Vielmehr stelle sich
dieses durch die Vereinbarung
der teureren Vereinbarung be-
kundete Interesse des Auftrag-
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72 GVG
(2) In Streitigkeiten nach § 43 Nr. 1 bis 4 und 6 des Wohnungseigentumsgesetzes ist das
für den Sitz des Oberlandesgerichts zuständige Landgericht gemeinsames Berufungs- und
Beschwerdegericht für den Bezirk des Oberlandesgerichts, in dem das Amtsgericht seinen
Sitz hat. Dies gilt auch für die in § 119 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b und c genannten
Sachen. Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverordnung anstelle dieses
Gerichts ein anderes Landgericht im Bezirk des Oberlandesgerichts zu bestimmen. Sie
können die Ermächtigung auf die Landesjustizverwaltungen übertragen.




gebers an einer hoherwertigen
Leistung als objektiv berechtigt
dar und schlésse somit eine Un-
verhaltnisméRigkeit der Nach-
besserung aus. Unbeachtlich sei
in diesem Zusammenhang auch

Gesetzgebung
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der Einwand des Beklagten, fiir
den Architekten des Auftragge-
bers ware die Art der Ausfiih-
rung erkennbar gewesen und
dieser habe sie nicht beanstan-
det. Die Erkennbarkeit fir den

Architekten habe schlieflich
keinen Einfluss auf den Ver-
schuldensgrad des Auftragneh-
mers. (Urteil vom 10.4.2008, VII
ZR 214/06)

Neue Heizkostenverordnung beschlossen

Die Bundesregierung hat am
18.6.2008 die neue Heizkosten-
verordnung beschlossen. Als
Rechtsverordnung  auf  der
Grundlage des Energiesparge-
setzes bedarf die Rechtsverord-
nung keiner parlamentarischen

Am 18.6.08 hat die Bundesregie-
rung auch die neue Fassung der

Energiesparverordnung be-
schlossen. Die Novelle dient der
weiteren Umsetzung europa-
rechtlicher Vorgaben, wobei

Immobilien mit einem Anteil am
Gesamtenergieverbraucht  von
40% im Zentrum der Betrach-
tungen stehen. Der Gesamtener-
giebedarf soll mit Hilfe der

Bestatigung. Die vom Bundesrat
einzuholende Genehmigung liegt
vor, so dass die Novelle am
1.1.2009 in Kraft treten wird.

Die Nutzer sollen nach dem
Willen des Verordnungsgebers
kiinftig nach der Ablesung der
Verbrauchswerte binnen eines
Monats diese Ablesewerte mit-
geteilt bekommen. Hiervon wird
nur dann eine Ausnahme ge-
macht, wenn die Nutzer die
Werte selbst abrufen kdénnen
(Internet). Ferner wird die Be-

Neue EnEV beschlossen

Richtlinien bis 2020 um 20%
gesenkt werden.

Die fur Neubauten bereits for-
mulierten  Mindestwerte  der
Warmedurchgangskoeffizienten
wurden verschérft. Gleiches gilt
fir D&mmung bisher unge-
dammter Geschossdecken von
Bestandsgebauden. Nachtstrom-
speicherheizungen mit einem
Mindestalter von 30 Jahren sol-
len sukzessive aufler Betrieb

schrankung der Anderung des
Verteilerschlissels (kann  bis
dato nur einmalig im laufenden
Mietverhaltnis geéndert werden)
fallen gelassen (8 6 HeizkV).
Die Wahlfreiheit hinsichtlich des
Kostenverteilungsschlissels
Verbrauch/Flache (50:50 bis
30:70) wird je nach Gebéaudetyp
eingeschrankt und ddrfte neue
Streitigkeiten begrinden (§ 7
HeizkV).

genommen werden. Ferner wer-
den Malinahmen zur Stérkung
des Vollzugs der Verordnung
ergriffen. Der Bezirksschorn-
steinfeger wird daher bei seiner
Nachschau kinftig auch prifen,
ob die Heizungsanlage noch
betrieben werden darf und etwa
zu ddmmende Rohrleitungen und
Armaturen geddmmt sind und
setzt ggf. eine Frist zur Mangel-
behebung.

Unternehmensrecht-Novelle kommt

Der BGH Bundestag hat am
26.6.08 nach einem ersten
Durchlauf durch den Bundesrat
die das MoMIG, das Gesetz zur
Modernisierng  des  GmbH-
Rechts und zur Bekampfung von
Missbrauchen erlassen. Nach
einem weiteren Durchlauf durch

den Bundesrat, der vermutlich
ohne Anderungen von statten
gehen wird, tritt das Gesetz vor-
aussichtlich noch in diesem Jahr
in Kraft. Der Name ist zuriick-
haltend gewdhlt, da die Ande-
rungen teilweise weitreichend
sein werden und auch Ubrige

Gesellschaftsformen der Kapital-
und auch Personenhandelsge-
sellschaften betreffen werden.
So ist etwa vorgesehen, dass die
Handelsregister kunftig nicht nur
den Sitz des Unternehmens er-
fassen, sondern auch eine zu-
stellfahige Anschrift. Wenn bis
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zum 31.3.09 keine Adresse ge-
meldet wird, wird die zuletzt
bekannte postalische Anschrift
als Adresse des Unternehmens
gefiihrt. Wenn die Adresse nicht
stimmt und keine andere postali-
sche Adresse bekannt ist, genlgt
dies kunftig fur offentliche Zu-
stellungen etwa von Klagen. Die
Unternehmen haben also ein
vitales Interesse daran, das die
Angaben im Handelsregister
richtig sind.

Die Grundung von GmbH’s soll

erheblich vereinfacht werden.
Dafir halt das Gesetz Formulare

Veranstaltungen
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fur Gesellschaftssatzung, Ge-
schéftsfuhrerbestellung und Ge-
sellschafterliste  bereit. Wenn
diese (sehr einfachen) Formulare
verwendet werden, entfallt das
Erfordernis der notariellen Beur-
kundung. Auch die sonst einzu-
reichenden Genehmigungen,
etwa die nach MaBV mdissen zur
Registeranmeldung nicht mehr
mit eingereicht werden. Das
Mindeststammkapital soll von
25.000 € auf 10.000 € herabge-
setzt werden und die Kapitalauf-
bringung erleichtert werden. So
soll eine ,,UG", eine ,,Unterneh-
mensgesellschaft*  vorlberge-

hend zuldssig sein, bei das
Stammkapital nicht sofort auf-
gebracht sein muss, sondern
durch Bildung von Riicklagen in
den Folgejahren durch Zuwei-
sung von ¥ des jeweiligen Ge-
winns in die Ricklage gebildet
wird.

Weitere Anderungen ergeben
sich etwa in einer rechtlichen
Erleichterung von cash-pools,
dem Kkinftig gutglaubigen Er-
werb von Geschaftsanteilen (den
es bis dato nicht gibt) und einer
erheblichen Anderung der Rege-
lungen zum Eigenkapitalersatz.

Uhrzeit: 18 Uhr

Verwalterstammtisch Leipzig

(1.7.07)

Termin: 3.7.08 Paulaner Klostergasse

Auswertung der Rechtsprechung zum neuen WEG nach einem Jahr Geltungsdauer der Novelle

Aus dem Programm:

7. Potsdamer Verwaltertag

Termin: 1.9.08 — 9 Uhr 30 bis 17 Uhr 45
Ort: Potsdam, Sparkassenakademie, Am Luftschiffhafen 1

= Streitwert und Kostenverteilung im neuen WEG-Verfahren (RA Jan H. Schmidt)

= Modernisierungen und modernisierende Instandsetzungen nach dem neuen WEG — wie kann nur beschlossen
werden ? (RAin Petra Tuschke)

= Aktuelle Fragen der Eigentimerversammlung (Dr. Oliver Elzer, Richter am KG)

= Inwelchen féllen werden den Verwaltern eventuelle Prozesskosten wegen groben Verschulden auferlegt ?
(Martin Suilmann, Richter)

= Aktuelle WEG-Rechtsprechung (Dr. Olaf Riecke, Richter)

Veranstalter: BFW Service Gesellschaft mbH, Schiffbauerdamm 8, 10117 Berlin, 030/30872918 —Fax: -19
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Rechtsanwaltin Staake ist zur Fachanwaltin zugelassen worden

Rechtsanwaltskammer
Sachsen

URKUNDE

Susann Staake

16, 08, 1977

s : i{uu cf

Nach nunmehr gut 12 Jahren
Anwaltstétigkeit in Leipzig ha-
ben wir das erste Mal die Gele-
genheit gehabt, einen Fall bis
zum Bundesgerichtshof zu brin-
gen. Noch aus dem Jahr 2005
stammte der Streit zwischen dem
Mandanten, einem Geschéftsfiih-
rer eines kleineren Baukonzerns
und dem Insolvenzverwalter, der
den Konzern nach dem wirt-
schaftlichen Zusammenbruch
abwickelte. Der Insolvenzver-
walter begehrte 320.000 € Scha-
densersatz vom Geschéftsflhrer,
weil dieser im Rahmen eines

Wir gewinnen vor dem BGH

sog. cash-pools der verbundenen
Konzernunternehmen Zahlungen
noch nach Insolvenzreife aus-
flhrte. Die erste Instanz vor dem
LG Bautzen wurde gewonnen.
Auf die Berufung des Insolvenz-
verwalters wurde dessen Klage
vor dem OLG Bautzen stattge-
geben. Die Revision zum BGH
war schlieflich erfolgreich; die
Klage wurde letztinstanzlich
abgewiesen. (II_ZR 38/07) Ein
bisschen stolz sind wir auch
darliber, dass es eine Leitsatzent-
scheidung wurde; das sind Ent-
scheidungen, deren Aussage fir
derart wichtig gehalten wird,
dass ein Leitsatz (Lehrsatz) ge-
bildet wird.

Es lauft schon ein bisschen an-
ders vor dem BGH, als vor den
anderen Gerichten. Da gibt es
zum einen die BGH-Anwilte.
Dabei handelt es sich um eine
kleine erlesene Anzahl von 41

Nicht ohne Stolz wird bekannt gegeben, dass
Frau Rechtsanwiéltin Staake ist zum 1.6.08 als
Fachanwidltin fur WEG- und Mietrecht zuge-
lassen worden ist.

Bundesanwalt/innen, die eine
Singularzulassung beim BGH
haben. Nur sie durfen Revisions-
schriften unterzeichnen und ein-
reichen. Im Gegenzug sind sie
bei keinem Landgericht oder
Oberlandesgericht  zugelassen
und koénnen dort auch nicht auf-
treten.

Im Foyer vor dem Saal steht
dann zur Freude des Leipziger
Anwalts die Buste von Eduard
von Simson, dem ersten Reichs-
gerichtspréasidenten  (1879-91),
dem Vorlaufergericht des Bun-
desgerichtshofes in Leipzig und
natirlich ~ Namensgeber  der
gleichnamigen Strale, in der
sich unsere Kanzlei befindet.

Im Gerichtssaal befinden sich
die Anwaltsbanke nicht im rech-
ten Winkel zum Gericht. Viel-
mehr stehen der Richterbank
frontal gegenuber zwei winzige
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Schreibtische  mit Rednerpult
und einem Stuhl. Bei den An-
walten sitzt somit weder die
Partei noch der Anwalt der Vor-
instanzen. Der Verlauf des Ter-
mins erinnert an angloamerika-
nische Sitten. Er beginnt damit,
dass eine Gerichtsdienerin die
Doppelfliigeltiren  zum  Saal
offnet und laut verkiindet: ,,Er-
heben Sie sich bitte fur den II.
Zivilsenat beim Bundesgerichts-
hofl*“ Anschliefend marschieren
die 5 Bundesrichter gefolgt von
der Protokollantin in roten Ro-
ben ein. Auf Kommando sitzen
wieder alle — mit Ausnahme der
Bundesanwaélte; diese bleiben

SCHULTZE"32

stehen. Erst nachdem das Ge-
richt die Sache aufgerufen und
die Formalia (Anwesenheit,
Nichtzulassungsbeschwerde,

frist- und formgerechte Revisi-
onseinlegung) abgeklart hat,
stellen die Anwalte ihre Antrége
und setzen sich jetzt erst. An-
schlieRend wird verhandelt, wo-
bei im Gegensatz zur sonstigen
Ubung die Anwiélte stets aufste-
hen, wenn sie reden. Das wirde
sicher auch so manchen Amts-
richter gut gefallen. Auch an-
sonsten geht es schon recht im-
posant zu. Angefangen von den
starken  SicherheitsmalRnahmen
bis hin zum roten L&ufer im

Prunktreppenhaus, Bespre-
chungssalen mit groBen Staats-
wappen und Staatsbeflaggung ist
nicht zu verkennen, dass man
sich in der obersten Etage der
Rechtsprechung befindet. Dort
ist das alles nur Alltag; hier sind
wir wieder bei den gewdhnli-
chen Streitigkeiten bei Amts-
und Landgericht und sind Uber
die etwas entspanntere Atmo-
sphére auch ganz froh. Kann
man sich doch sicher wahnen,
auch im gehobenen Alter mit
Arthritis in den Beinen seinen
Beruf im Sitzen schmerzfrei
ausuben zu kénnen...

Vorstandswechsel beim VdIV-Mitteldeutschland

Auf der Mitgliederversammlung
am 24.4.08 bin ich mit Wirkung
zum 30.6.08 vom Amt des Vor-
standsvorsitzenden zuriickgetre-
ten. Die Vorstandstatigkeit ver-
lief in dem Jahr mitunter kontro-
vers, aber gleichwohl erfolg-
reich. Die festgefahrenen Ver-
handlungen mit der Fusion des
Thiringer Verbandes konnten zu
einem erfolgreichen Ende ge-

flihrt werden. Auch die jahrelan-
ge Stagnation der Entwicklung
der Mitgliederzahlen wurde be-
endet. Bereinigt um die Thirin-
ger Mitglieder wuchs die Mit-
gliederzahl um gut 20%.
Daneben erhielt der Verband
einen aktuellen Internetauftritt
und bekam mit Firma Viess-
mann einen neuen Sponsor fir
seine Veranstaltungen.

Als neuer Vorstandsvorsitzender
wurde auf der Vorstandssitzung
vom 9.6.08 Dr. Nake bestimmt.
Er wird an die bisherige Vor-
standsarbeit nahtlos anknupfen
kdnnen. Als aktives Mitglied
werde ich dem Verband erhalten
bleiben und auRerhalb des Vor-
standes die eine oder andere
Verbandsunternehmung  unter-
stiitzen kénnen.

Rechtsanwalt Kiihn nimmt seine Arbeit bei uns am 1.7.08 auf.

oty
l”ﬁ' M

Frau Rechtsanwaltin Staake wird

voraussichtlich am 15.7. einen
neuen Erdenblrger zur Welt

Rechtsanwalt
Patrick Kiihn

bringen und geht anschlielend
flr ein Jahr in Erziehungsurlaub.
Rechtsanwalt Patrick Kihn wird
sie nachfolgend vertreten. Wir
hoffen, dass Sie ihm das gleiche
Vertrauen entgegen  bringen
werden.

Herr Kihn ist 30 Jahre alt und
studierte nach dem Abitur in
Leipzig Rechtswissenschaften.
Sein Referendariat verbrachte er

in Chemnitz und schloss dort mit
dem zweiten Staatsexamen ab.
Nach ersten Berufserfahrungen
in der Kanzlei Fautz & Schenk
im Bereich des Miet- und Erb-
rechts wechselte er nunmehr
zuml.7. in unsere Kanzlei. Ab
kommenden Friihjahr wird er
mit der Ausbildung zum Fach-
anwalt fir Miet- und WEG-
Recht beginnen.
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Verwalterstammtisch In Leipzig

Damit Sie nicht immer nachsehen missen, was es unter unserer Homepage
www.Verwalterstammtisch.de Neues gibt, erhalten Sie an dieser Stelle fortan eine Aktualisierungs-
mitteilung. An der roten Hervorhebung kénnen Sie sehen, dass die Datei neu eingestellt oder aktu-
alisiert wurde. Der Aufbau ist derselbe wie im geschlossenen Bereich der Seite.

0. Wichtige Informationen fir unsere Besucher
28.08.2006 Benutzerinformationen

1. Mietrecht
Entscheidungssammlung-Mietrecht Stand 31.12.2007

la. Betriebskosten
Entscheidungssammlung-Betriebskosten Stand 31.12.2007
Heizkostenverordnung in der Fassung vom 18.6.2008

1b. Gerichtsentscheidungen AG/LG Leipzig zum Betriebskostenrecht
AG Leipzig 163 C 8500/04

AG Leipzig 163 C 4723/05

AG Leipzig 164 C 3906/03

AG Leipzig 164 C 8973/04

AG Leipzig 164 C 13214/03

AG Leipzig 168 C 12477/03

AG Leipzig 168 C 287/04

AG Leipzig 163 C 5799/03

AG Leipzig 18 C 2588/03

LG Leipzig 12 S 1841/04

AG Leipzig 11 C 5046/03

AG Leipzig 16 C 622/02

AG Leipzig 165 C 1655/04

AG Leipzig 167 C 4365/04

LG Leipzig 12 S 79/06

AG Leipzig 166 C 7820/04

LG Leipzig 12 S 2867/04 (NZM 2005,14)
LG Leipzig 12 S 6001/01 (NZM 2002, 486)
LG Leipzig 12 S 301/06

AG Leipzig 99 C 8415/01 (WuM 2002, 376)
AG Leipzig 45 C 9357/98 (WuM 1999, 467)
AG Leipzig 163 C 210/05

AG Leipzig 111 C 6641/03

AG Leipzig 160 C 12729/02

AG Leipzig 166 C 2955/06

AG Leipzig 111 C 6641/03

AG Leipzig 163 C 4296/06

AG Leipzig 163 C 496/07

AG Leipzig 161 C 8191/06

AG Leipzig 99 C 4767/00

AG Leipzig 118 C 11663/05

AG Leipzig 162 C 5093/06

AG Leipzig 165 C 12724/03

LG Gera 1l S 332/06

1c. Rechtsprechungstbersicht zur Schénheitsreparaturklausel
Schoenheitsreparaturrechtsprechung

1d. Modernisierungsmieterhéhung
Entscheidungssammlung-Modernisierungsmieterhoehung

le. Mietspiegelmieterhéhung
AG Borna 3 C 60/04 Mietspiegel-LE-fiir Markkleeberg


http://www.verwalterstammtisch.de/
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LG Leipzig 1 S 3643/04 Berufung

2. WEG-Recht
Entscheidungssammlung-WEG Stand 31.12.2007

3. Baurecht
Entscheidungssammlung-Baurecht Stand 31.12.2007

4. Gebaudetechnik

Aufzug — TuV Suddeutschland

Brandschutz — Brandschutzbirro Schalla
Elektro

Wasser

EnEV - Verordnung

EnEV-Anderung

Schimmelschaden -MBS-Munters Présentation

5. Aktuelles
Verwalterinfo-5-2006
Verwalterinfo-1-2006
Verwalterinfo-2-2006
Verwalterinfo-3-2006
Verwalterinfo-4-2006
Verwalterinfo-6-2006
Jahresregister-2006
ZIV-1-2007

ZIV-2-2007

ZIV-3-2007

ZIV-4-2007

ZIV-5-2007

ZIV-6-2007
Entscheidungsregister 2007
Stichwortverzeichnis 2007
ZI1V-1-2008

ZIV-2-2008

6. Skripte zu Stammtischen

Die Verwalterpraesentation

Die WEG-Novelle

WEG-Neu - Textausgabe

Synopose-WEG-AIt-Neu

Beschlusssammlung — Mindestanforderungen (Beispiel)
Vortrag zum BMF-Rundschreiben-3.11.06

Eckwerte der EnEV 2007

Bauliche Anderungen nach der WEG-Novelle
Umsetzungsfristen-EnEV-Tabelle

KfW-Préasentation zu Finanzierungsmoglichkeiten fir WEG's
Bauméangel=Mietmangel?

7. Materialien zur Teilrechtsfahigkeit und WEG-Novelle
Vortrag RA Schultze Verwaltertag 28.4.06 zur Teilrechtsfahigkeitsentscheidung
WEGesetzenwurf-Stand.9.3.06

Gegenaeusserung-Brat

Beschlussvorlage-WEG-14.12.06

Plenar-Protokoll-WEG-14.12.06

8. Materialien zu haushaltsnahen Dienstleistungen
BMPF-Rundschreiben zu 35a-EStG

A-z der Kosten

Betriebskostenabrechnung

Bk-Kosten-35a-EStG

Heizkostenabrechnung

WEG-Abrechnung

BMF Rundschreiben zu § 35a EStG — Novelle vom 26.10.07
Anlage zu BMF Rundschreiben vom 26.10.07

Synopse Anderungen durch neues Anwenderschreiben

9. Miet- und Betriebskostenspiegel
Betriebskostenbroschiire 2000
Betriebskostenspiegel Leipzig 2003/2004
Mietspiegel Leipzig
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Aufsichtsfiihrende Behdérde

Rechtsanwaltskammer Sachsen, Glacisstr. 6, 01099 Dresden, Telefon: 0351/ 318590, Telefax: 0351/ 33 60 899
E-Mail: info@rak-sachsen.de. ZURUCK

Berufsrechtliche Regelungen

Die Berufsbhezeichnung ,,Rechtsanwalt* bzw. ,,Rechtsanwaltin“ wurde den hier benannten Volljuristen aufgrund bundesdeut-
schen Rechts nach dem bestehen der 2. juristischen Staatspriifung (Befahigung zum Richteramt) durch ein besonderes Zu-
lassungsverfahren ehemals durch das jeweils zustédndige Justizministerium resp. aufgrund der seit dem 8.9.1998 geé&nderten
Rechtslage durch die drtliche Rechtsanwaltskammer zuerkannt.

Rechtsanwalte bzw. Rechtsanwaéltinnen unterliegen den berufsrechtlichen Regelungen der Bundesrechtsanwaltsordnung
(BRAO), der Bundesrechtsanwaltsgebihrenordnung (BRAGO) bzw. flr seit 1.7.2004 erteilten Mandaten dem Rechtsan-
waltsvergitungsgesetz (RVG), den Berufs- und Fachanwaltsordnungen der Bundesrechtsanwaltskammer (BORA 2001 und
FAO) sowie den Standesregeln der Rechtsanwalte der Européischen Gemeinschaft. Samtliche berufsrechtliche Regelungen
kénnen Sie unter www.Brak.de einsehen. ZURUCK

Hinweis zu Verlinkungen

Der verantwortlicher Seitenanbieter ist fir Inhalte unmittelbar verlinkter Seiten nur dann verantwortlich, wenn er sich den
Inhalt zu eigen macht. Das ist der Fall, wenn er von diesen Inhalten positive Kenntnis hat und ihm mdglich und zumutbar ist,
die Nutzung rechtswidriger Inhalte zu verhindern. Fir Inhalte von Sites, die mit hier verlinkten Seiten verlinkt sind (tiefere
Linkebenen) haftet der verantwortliche Seitenbetreiber nicht. ZURUCK

Urheberrechtsschutz

Die in der ZIV verdffentlichten Beitrdge sind urheberrechtlich geschiitzt. Das gilt auch flr die verdffentlichten
Leitsatze, soweit es sich nicht um amtliche Leitsatze handelt. Der Rechtsschutz gilt auch gegenuiber Datenban-
ken und &hnlichen Einrichtungen. Kein Teil der ZIV darf ohne Genehmigung in Textform gleich in welcher Art
und Weise zum Zwecke der Weiterverbreitung vervielfaltigt oder datenbankmaRig zugénglich gemacht werden.
ZURUCK


mailto:info@rak-sachsen.de
http://www.brak.de/
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	Verjährungsbeginn  für § 548 BGB bei Vermieterwechsel
	Wartefrist bei Mieterhöhung nach § 558 BGB
	Fogging muss der Vermieter beseitigen

	Räumungsvollstreckung von Lebensgefährten und Kindern
	Vertragliche Einschränkung  der Minderungsbefugnis in Gewerbemietvertrag
	Formerfordernis für Nachtragsvertrag zu gewerblichen Mietvertrag mit Befristung
	Vertretungszusatz bei Unterzeichnung eines befristeten Gewerbemietvertrages
	Bevorrechtigte Zwangsversteigerung der Wohnungseigentümergemeinschaft
	Maßgeblicher Stichtag für Zwangsversteigerungsneuverfahren
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